
12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

28.04.2016 18:00 Uhr



Köthen (Anhalt), 22.04.2016

- Bekanntmachung -

zur  12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf 
am Donnerstag, dem 28.04.2016 um 18:00 Uhr 
Gemeindeverwaltung, Raum 1, . 
06388 B a a s d o r f

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein. 

Vorgesehene Tagesordnung: 

TOP Thema Vorl. 

1 Eröffnung 

1.1 E i n w o h n e r f r a g e s t u n d e -  
1.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
2.4 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.5 Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 2016059/3  
 Köthen (Anhalt) (Feuerwehrkostensatzung)   
2.6 1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Köthen (Anhalt) über die 2016060/3  
 Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung)   
2.7 Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) 2016061/3  
2.8 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
3.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
3.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
3.4 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
3.5 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) - 

Mit freundlichen Grüßen

Heiko Welz 
Ortsbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 28.04.2016

Sitzung : 12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. : 2016040/2

TOP : Verteilung der Einwohner-Pauschale 2017 Baasdorf

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat 
Baasdorf 

SOLL Stimmberechtigte 5

Sitzung am 28.04.2016 IST Stimmberechtigte 4

TOP Befangen 0

Ja-Stimmen 4

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 17.05.2016

Heiko Welz  
Ortsbürgermeister 

 1. FFW Baasdorf 2.640,00 €

 2. Sportverein Baasdorf 2.400,00 €

 3. Volkssolidarität 750,00 €

 5. Verfügungsmittel Ortsbürgermeister 315,00 €

6.105,00 €

Einwohner 407 * 15 = 6.105,00 € 



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 28.04.2016

Sitzung : 12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. : 2016059/3

TOP 2.5 : Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt 
Köthen (Anhalt) (Feuerwehrkostensatzung)

Protokolltext

- - -

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat 
Baasdorf 

SOLL Stimmberechtigte 5

Sitzung am 28.04.2016 IST Stimmberechtigte 4

TOP 2.5 Befangen 0

Ja-Stimmen 4

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 17.05.2016

Heiko Welz 
Ortsbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 28.04.2016

Sitzung : 12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. : 2016060/3

TOP 2.6 : 1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Köthen (Anhalt) 
über die 
Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 
(Entschädigungssatzung) 

Protokolltext

- - -

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat 
Baasdorf 

SOLL Stimmberechtigte 5

Sitzung am 28.04.2016 IST Stimmberechtigte 4

TOP 2.6 Befangen 0

Ja-Stimmen 4

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 17.05.2016

Heiko Welz 
Ortsbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 28.04.2016

Sitzung : 12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. : 2016061/3

TOP 2.7 : Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen 
(Anhalt)

Protokolltext

- - -

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat 
Baasdorf 

SOLL Stimmberechtigte 5

Sitzung am 28.04.2016 IST Stimmberechtigte 4

TOP 2.7 Befangen 0

Ja-Stimmen 4

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 17.05.2016

Heiko Welz 
Ortsbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016059/3 

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP: 2.5

Amt: Amt 32 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016059/3

Az.: erstellt am: 01.04.2016

Betreff

Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Köthen (Anhalt) (Feuerwehrkostensatzung)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
abgelehnt 
laut BV 
kein Beschluss

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:
KVG, KAG, Satzung über den Kostenersatz und die Erhebung von Gebühren für Leistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Die derzeitige  Satzung über den Kostenersatz und die Erhebung von Gebühren für 
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) aus dem Jahr 2003 bedarf 
einer Überarbeitung hinsichtlich des gesamten Satzungstextes und der Kostenermittlung.
Der jetzige Satzungstextentwurf wurde überarbeitet und den derzeitigen Gesetzlichkeiten 
angepasst. Große Veränderungen wurden nicht vorgenommen.  
Für die zukünftig zu erhebenden Kosten wurde eine Kalkulation erstellt. Hierfür werden die 
entsprechenden Betriebsabrechnungsbögen der Jahre 2015 – 2018 in gekürzter Version mit 
Erläuterungen beigelegt. Eine ausführliche Fassung der Betriebsabrechnungsbögen ist auf 
Grund der Größe nur im Ordnungsamt einzusehen. In Anlage 5 erhalten Sie hierfür eine 
ausführliche Erläuterung der Kostenermittlung.












































Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1-alte Gebühr.satzung.pdf
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Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt)
(Feuerwehrkostensatzung)


Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes


Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in Verbindung mit den §§ 2


Abs. 3, 22 des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (BrSchG)


in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.06.2001 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt geändert


durch Gesetz vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) sowie den §§ 2, 5 und 13a des


Kommunalabgabengesetzes (KAG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom


13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.10.2015 (GVBl. LSA


S. 560), hat der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 16.06.2016 die


folgende Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) beschlossen:


§ 1
Allgemeines


(1) Diese Satzung gilt für die Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt)


einschließlich aller ihrer Ortswehren (Feuerwehr).


(2) 1Der Einsatz der Feuerwehr ist bei Bränden, bei Notständen und bei Hilfeleistungen


zur Rettung von Menschen oder Tieren aus Lebensgefahr unentgeltlich. 2Ansprüche auf


Ersatz der Aufwendungen und Kosten nach allgemeinen Vorschriften bei vorsätzlicher oder


grob fahrlässiger Verursachung von Gefahr oder Schaden und gegen Verursacher in Fällen


der Gefährdungshaftung bleiben unberührt. (§ 22 Abs. 1 BrSchG)


§ 2
Kostenersatzpflichtige Pflichtaufgaben


1Für andere als die in § 1 Abs. 2 genannten Leistungen, die keine freiwilligen Leistungen im


Sinne des § 3 sind, wird Kostenersatz nach dieser Satzung und des Kostentarifs in Anlage 1
zu dieser Satzung erhoben. 2Kostenersatzpflichtig sind insbesondere


1. Hilfe- und Sachleistungen bei Unglücksfällen zur Rettung von Menschen oder Tieren


sowie zur Abwehr von Gefahren für Sachen, soweit Menschen und Tiere nicht oder


nicht mehr in Lebensgefahr sind,
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2. Nachbarschaftshilfen, die in einer Entfernung von mehr als 15 Kilometern Entfernung


(Luftlinie) von der Stadtgrenze geleistet wurde (§ 2 Abs. 3 Satz 2 BrSchG),


3. die Gestellung von Brandsicherheitswachen gemäß § 20 BrSchG,


4. das Ausrücken der Feuerwehr bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger grundloser


Auslösung eines Feuerwehreinsatzes,


5. das Ausrücken der Feuerwehr bei Fehlalarmierung durch Brandmeldeanlagen.


§ 3
Kostenersatzpflichtige freiwillige Leistungen


(1) 1Für Sach- und Dienstleistungen der Feuerwehr, zu denen die Stadt Köthen (Anhalt)


nach den Vorschriften des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-


Anhalt nicht verpflichtet ist (freiwillige Leistungen), wird Kostenersatz nach dieser Satzung


und des Kostentarifs in Anlage 1 zu dieser Satzung erhoben. 2Kostenersatzpflichtige


freiwillige Leistungen sind insbesondere


1. das Auspumpen von Gebäuden oder Gebäudeteilen,


2. das Suchen oder Einfangen von Tieren oder das Entfernen von Insektennestern,


3. die Beseitigung von umweltgefährdenden oder gefährlichen Stoffen,


4. die Mitwirkung bei Räum- oder Aufräumarbeiten,


5. die Bergung oder Absicherung von Sachen,


6. das Öffnen von Türen oder Toren (z. B. bei Grundstücken, Gebäuden, Wohnungen,


Aufzügen, Fahrzeugen),


7. die Beseitigung von Gefahren an oder auf Gebäuden (z. B. Eiszapfen),


8. sonstige vergleichbare freiwillige Leistungen.


(2) 1Freiwillige Leistungen werden nur auf ausdrückliche Anforderung und nur dann


erbracht, wenn dies ohne Vernachlässigung der nach dem Brandschutz- und


Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zu erfüllenden Pflichtaufgaben möglich ist.
2Die Erbringung freiwilliger Leistungen kann von der vorherigen schriftlichen Antragstellung


abhängig gemacht werden. 3Ein Rechtsanspruch auf Tätigwerden der Feuerwehr besteht


nicht. 4Die Erbringung freiwilliger Leistungen kann abgelehnt werden. 5Einer Begründung


bedarf es hierfür nicht.
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§ 4
Kostenersatzschuldner


(1) Kostenerstattungspflichtig ist


1. derjenige, dessen Verhalten die Leistungen erforderlich gemacht hat; § 7 des


Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt


über die Verantwortlichkeit von Personen gilt entsprechend (§ 22 Abs. 4 Nr. 1


BrSchG);


2. der Eigentümer der Sache oder derjenige, der die tatsächliche Gewalt über die Sache


ausübt, deren Zustand die Leistungen erforderlich gemacht hat; § 8 des Gesetzes


über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt über


Verantwortlichkeit von Tieren und Sachen gilt entsprechend (§ 22 Abs. 4 Nr. 2


BrSchG);


3. derjenige, in dessen Auftrag oder in dessen Interesse die Leistungen erbracht werden


(§ 22 Abs. 4 Nr. 3 BrSchG);


4. derjenige, der vorsätzlich oder grob fahrlässig grundlos den Einsatz einer Feuerwehr


auslöst (§ 22 Abs. 4 Nr. 4 BrSchG);


5. der Betreiber der Brandmeldeanlage, durch die eine Fehlalarmierung ausgelöst


wurde;


6. im Falle der Nachbarschaftshilfe die ersuchende Gemeinde oder der anfordernde


Landkreis (§ 2 Abs. 3 BrSchG).


(2) Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.


§ 5
Berechnungsgrundlagen


(1) 1Der Kostenersatz setzt sich aus den Personalkosten, den Fahrzeugkosten und den


Kosten für verbrauchte Materialien einschließlich deren Entsorgung zusammen. 2Sie werden


nach Maßgabe des Kostentarifes gemäß Anlage 1 erhoben. 3Anlage 1 ist Bestandteil dieser


Satzung.


(2) 1Grundlage für die Berechnung der Personal- und Fahrzeugkosten ist die Einsatzzeit.
2Die erste Einsatzstunde wird von ihrem Beginn an als volle Einsatzstunde berechnet. 3Jede


weitere Einsatzstunde wird nach Ablauf von 30 Minuten als volle Einsatzstunde berechnet.







Feuerwehrkostensatzung


Seite 4 von 6


4Mit Ausnahme der ersten Einsatzstunde ist eine angefangene Einsatzstunde vor Ablauf von


30 Minuten als halbe Stunde abzurechnen.


(3) Für freiwillige Leistungen gemäß § 3 in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr und an


Sonn- und Feiertagen wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 50 Prozent berechnet.


(4) 1Die Einsatzzeit des Personals beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung. 2Die


Einsatzzeit für Fahrzeuge beginnt mit dem Ausrücken. 3Die Einsatzzeit endet mit der


Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft der Kräfte und Mittel der Feuerwehr.


(5) 1Die Einsatzzeit der Brandsicherheitswache beginnt mit dem Eintreffen des Personals


am Ort der Veranstaltung oder Maßnahme. 2Sie endet mit dem endgültigen Verlassen des


Ortes.


(6) 1Verbrauchsmaterial (z. B. Schaummittel, Säuren- und Ölbindemittel, Filtereinsätze,


Trockenlöschpulver) wird nach der verbrauchten Menge berechnet. 2Es werden die


jeweiligen Wiederbeschaffungskosten zuzüglich eines Verwaltungskostenzuschlags in Höhe


von 10 Prozent des Wiederbeschaffungspreises sowie die Kosten der Entsorgung dieser


Materialien nebst den damit aufgenommenen Stoffen berechnet.


(7) Entsteht dem Träger der Feuerwehr bei Erbringung von Leistungen ein Schaden


(z. B. Schäden an Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenständen), so gelten für


Schadenersatzansprüche die allgemeinen Regeln.


(8) 1Kommen benachbarte Feuerwehren auf dem Territorium der Stadt Köthen (Anhalt)


zum Einsatz, so werden deren Kosten entsprechend der jeweiligen Satzung als


Auslagenersatz durch die Stadt Köthen (Anhalt) geltend gemacht.


§ 6
Entstehung des Kostenersatzes


(1) 1Der Kostenersatz entsteht mit Beginn der kostenersatzpflichtigen Leistung. 2Das gilt


auch, wenn der Zahlungspflichtige danach auf die Leistung verzichtet oder wenn die


Leistung aufgrund von Umständen, die nicht von den Feuerwehrkräften zu vertreten sind,


unmöglich wird bzw. keinen Erfolg hatte.
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(2) 1Vor Beginn von kostenpflichtigen freiwilligen Leistungen gemäß § 3 kann ein


Vorschuss auf die zu erwartende Kostenersatzschuld gefordert werden. 2Die Höhe bemisst


sich nach der im Einzelfall beantragten Leistung, hilfsweise nach den Gebühren in


vergleichbaren Fällen.


§ 7
Festsetzung und Fälligkeit


1Der Kostenersatz wird durch Bescheid festgesetzt. 2Er wird zwei Wochen nach


Bekanntgabe fällig, wenn nicht im Bescheid ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.


§ 8
Billigkeitsmaßnahmen


1Ansprüche aus dem Schuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, wenn


die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und


der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. 2Ist deren Einziehung nach Lage


des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.


§ 9
Sprachliche Gleichstellung


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und


männlicher Form.


§ 10
Inkrafttreten


Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
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Anlage 1 zu den §§ 2, 3 Abs. 1 und 5 Abs. 1 Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der


Stadt Köthen (Anhalt)


Tarifstelle Kostentatbestand Kostensatz


1. Personal:


je Einsatzkraft und Stunde 20,00 Euro


2. Einsatz von Fahrzeugen:


je Fahrzeug und Stunde


2.1. Löschfahrzeuge


2.1.1. Löschgruppenfahrzeuge LF 71,00 Euro


2.1.2. Tragkraftspritzenfahrzeuge TSF 127,00 Euro


2.1.3. Tanklöschfahrzeuge TLF 35,00 Euro


2.2. Hubrettungsfahrzeuge


2.2.1. Drehleiter mit Korb 38,00 Euro


2.3. Rüst- und Gerätefahrzeuge


2.3.1. Rüstwagen RW 43,00 Euro


2.3.2. Mehrzweckfahrzeug MZF 75,00 Euro


2.4. Sonstige Fahrzeuge


2.4.1. Kommandowagen 46,00 Euro


3. Gestellung von Brandsicherheitswachen


je Einsatzkraft und Stunde 12,00 Euro





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2-neue Kostensatzung.pdf
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


   


Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 


Köthen (Anhalt) 


(Feuerwehrkostensatzung) 


Die Überschrift wurde verkürzt, da der Begriff „Kosten“ 


Gebühren und Auslagen umfasst (siehe z. B. § 1 I 1 


Verwaltungskostengesetz). 


Satzung über den Kostenersatz und die Erhebung 


von Gebühren für Leistungen der Freiwilligen Feu-


erwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 


   


Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommu-


nalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 


(KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in Ver-


bindung mit den §§ 2 Abs. 3, 22 des Brandschutz- und 


Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 


(BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 


07.06.2001 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) sowie den 


§§ 2, 5 und 13a des Kommunalabgabengesetzes (KAG 


LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 


13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 27.10.2015 (GVBl. LSA S. 560), hat der 


Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 


16.06.2016 die folgende Kostensatzung der Freiwilligen 


Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) beschlossen: 


Die Einleitung wurde an die aktuell gültigen Fassungen 


 des Kommunalverfassungsgesetzes, 


 des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetze und 


 des Kommunalabgabengesetzes angepasst. 


Diese landesgesetzlichen Vorschriften bilden den Rah-


men für den Erlass der Feuerwehrkostensatzung. Die 


Stadt Köthen (Anhalt) handelt insoweit im eigenen Wir-


kungskreis (§ 2 I BrSchG). 


Aufgrund der §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung für das 


Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBI. LSA, S. 


568) in Verbindung mit § 22 Abs. 3 des Brandschutz- 


und Hilfeleistungsgesetzes des Lands Sachsen-Anhalt 


(Brandschutzgesetz) vom 10.06.2001 (GVBI.LSA S. 191) 


sowie den §§ 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengeset-


zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 


13.12.1996 (GVBI. LSA, S. 406) in der jeweils gültigen 


Fassung hat der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in 


seiner Sitzung am 23.10.2003 folgende Satzung be-


schlossen: 


   


   


§ 1 


Allgemeines 


 § 1 


Kostenpflichtige Leistungen 


   


(1) Diese Satzung gilt für die Leistungen der Freiwil-


ligen Feuerwehr Köthen (Anhalt) einschließlich aller ihrer 


Ortswehren (Feuerwehr). 


Diese neu eingefügte Regelung bestimmt den Geltungs-


bereich der Satzung dahingehend, dass diese gleicher-


maßen für die Leistungen aller Ortswehren der FFw 


Köthen (Anhalt) gilt. 


 


   


(2) 1Der Einsatz der Feuerwehr ist bei Bränden, bei 


Notständen und bei Hilfeleistungen zur Rettung von 


Die Regelung entsprechend dem Wortlaut des § 22 I 


BrSchG redaktionell überarbeitet. Da die Norm dem Ge-


(1) Die Leistungen der Feuerwehr sind unentgeltlich, 


soweit diese bei Bränden, Notständen und Hilfeleistun-
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


Menschen oder Tieren aus Lebensgefahr unentgeltlich. 
2Ansprüche auf Ersatz der Aufwendungen und Kosten 


nach allgemeinen Vorschriften bei vorsätzlicher oder 


grob fahrlässiger Verursachung von Gefahr oder Scha-


den und gegen Verursacher in Fällen der Gefährdungs-


haftung bleiben unberührt. (§ 22 Abs. 1 BrSchG) 


setz entnommen ist, wird auf die Fundstelle verwiesen. gen zur Rettung von Menschen oder Tieren aus Lebens-


gefahr erbracht werden. Ansprüche auf Ersatz der Auf-


wendungen nach allgemeinen Vorschriften bei vorsätzli-


cher oder grob fahrlässiger Verursachung von Gefahren 


oder Schäden oder in Fällen der Gefährdungshaftung 


bleiben unberührt. 


   


   


§ 2 


Kostenersatzpflichtige Pflichtaufgaben 


Die Leistungen der Feuerwehr können in verschiedener 


Hinsicht differenziert werden. Hinsichtlich der Art der 


Leistung kann es sich um vorbeugenden Brandschutz, 


abwehrenden Brandschutz oder um Hilfeleistung han-


deln. Weiter kann nach pflichtigen und freiwilligen 


Leistungen unterschieden werden. Brandschutz und 


Hilfeleistung bei Unglücksfällen und Notständen sind 


Pflichtleistungen (§ 1 I BrSchG). Ein Unglücksfall ist ein 


Ereignis, das mit einer gewissen Plötzlichkeit eintrifft und 


eine erhebliche Gefahr für Menschen oder Sachen be-


wirkt oder zu bewirken droht. Unter einem Notstand ist 


ein Schadensereignis zu verstehen, das die Grenzen der 


bloßen Hilfeleistung oder eines normalen Schadenfalls 


übersteigt und bis hin zu Katastrophenfällen reicht. Von 


einem Notstand kann deshalb nur gesprochen werden, 


wenn wegen der Art und des Ausmaßes des Schadens 


oder der drohenden Gefahr nicht nur Einzelne, sondern 


die Allgemeinheit oder zumindest eine Vielzahl von Per-


sonen oder erhebliche Sachwerte betroffen werden. Im 


Übrigen handelt es sich um freiwillige Leistungen. 


Schließlich ist zu unterscheiden zwischen unentgeltli-


chen und kostenersatzpflichtigen Leistungen. Unent-


geltlich sind Einsätze der Feuerwehr bei (§ 22 I BrSchG) 


 


  
1Für andere als die in § 1 Abs. 2 genannten Leistungen, 


die keine freiwilligen Leistungen im Sinne des § 3 sind, 


wird Kostenersatz nach dieser Satzung und des Kosten-


tarifs in Anlage 1 zu dieser Satzung erhoben. 
2Kostenersatzpflichtig sind insbesondere 


§ 1 Abs. 2: (2) Für andere als in Abs. 1 genannten Leis-


tungen im Rahmen der pflichtigen Leistungen nach dem 


Brandschutzgesetz verlangt die Stadt Köthen (Anhalt) 


nach Maßgabe dieser Satzung und des Verzeichnisses 


der Kostenersatzpauschalbeträge, das Bestandteil der 


Satzung ist, Kostenersatz für den Einsatz der Freiwilligen 


Feuerwehr und der auf Anforderung hilfeleistenden Feu-


erwehren anderer Gemeinden. 


1. Hilfe- und Sachleistungen bei Unglücksfällen zur 


Rettung von Menschen oder Tieren sowie zur Ab-


wehr von Gefahren für Sachen, soweit Menschen 


und Tiere nicht oder nicht mehr in Lebensgefahr 


sind, 


§ 1 Abs. 3: Die Feuerwehr erbringt u.a. folgende kos-


tenersatzpflichtige Aufgaben: 


2. Nachbarschaftshilfen, die in einer Entfernung von 


mehr als 15 Kilometern Entfernung (Luftlinie) von 


der Stadtgrenze geleistet wurde (§ 2 Abs. 3 Satz 2 


BrSchG), 


a) Hilfeleistungen zur Rettung von Mensch und 


Tier, soweit keine Lebensgefahr besteht, 


3. die Gestellung von Brandsicherheitswachen gemäß 


§ 20 BrSchG, 


b) Hilfeleistungen zur Abwehr von Gefahren für Sa-


chen bei Unglücksfällen, 


4. das Ausrücken der Feuerwehr bei vorsätzlicher oder 


grob fahrlässiger grundloser Auslösung eines Feu-


c) Nachbarschaftshilfe gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 


Brandschutzgesetz, 
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erwehreinsatzes,  Bränden, 


 Notständen und 


 Hilfeleistung zur Rettung von Menschen oder 


Tieren aus Lebensgefahr. 


Allerdings kann auch in diesen Fällen eine Kostener-


satzpflicht bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beste-


hen. Für alle anderen Leistungen kann die Gemeinde 


Kostenersatz verlangen (§ 22 III BrSchG). 


 


In der neuen Fassung wird zwischen kostenpflichtigen 


Pflichtleistungen (§ 2 n. F.) und kostenpflichtigen freiwil-


ligen Leistungen (§ 3 n. F.) unterschieden. Beide Rege-


lungen enthalten – wie bisher auch – jeweils einen Leis-


tungskatalog. Die Leistungskataloge wurden unter Ein-


beziehung der Satzungen anderer Städte überprüft und 


überarbeitet. 


 


Darüber hinaus wird in § 3 II n. F. geregelt, unter wel-


chen Bedingungen freiwillige Leistungen erbracht und 


insbesondere das diese Leistungen auch abgelehnt wer-


den können. Die Feuerwehr soll nicht durch freiwillige 


Leistungen über Gebühr in Anspruch genommen wer-


den. Pflichtaufgaben haben stets Vorrang. Insbesondere 


soll vermieden werden, dass die Feuerwehr als billigere 


Alternative zu gewerblichen Angeboten missbraucht wird 


(z. B. Schlüsseldienste). 


 


5. das Ausrücken der Feuerwehr bei Fehlalarmierung 


durch Brandmeldeanlagen. 


d) Leistungen aufgrund vorsätzlicher oder grob 


fahrlässiger grundloser Alarmierung (Fehlalarm) 


auch aufgrund einer Fehlalarmierung durch eine 


Brandmeldeanlage. 


  


 § 10 Abs. 1: Für die Gestellung von Brandsicherheits-


wachen und Hilfeleistungen der Feuerwehr, die keine 


pflichtigen Leistungen nach dem Brandschutzgesetz 


darstellen, werden Gebühren erhoben. 


§ 3 


Kostenersatzpflichtige freiwillige Leistungen 


 


 § 10 Abs. 2: Auf Antrag erbringt die Freiwillige Feuer-


wehr insbesondere folgende gebührenpflichtige Leistun-


gen: 


(1) 1Für Sach- und Dienstleistungen der Feuerwehr, 


zu denen die Stadt Köthen (Anhalt) nach den Vorschrif-


ten des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Lan-


des Sachsen-Anhalt nicht verpflichtet ist (freiwillige Leis-


tungen), wird Kostenersatz nach dieser Satzung und des 


Kostentarifs in Anlage 1 zu dieser Satzung erhoben. 
2Kostenersatzpflichtige freiwillige Leistungen sind insbe-


sondere 


a) Beseitigung von umweltgefährdeten oder gefähr-


lichen Stoffen, soweit keine Brandgefahr be-


steht, 


1. das Auspumpen von Gebäuden oder Gebäudetei-


len, 


b) Auspumpen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 


2. das Suchen oder Einfangen von Tieren oder das 


Entfernen von Insektennestern, 


c) Öffnen von Türen oder Toren (z.B. bei Gebäu-


den, Wohnungen, Aufzügen oder Fahrzeugen), 


3. die Beseitigung von umweltgefährdenden oder ge-


fährlichen Stoffen, 


d) Mitwirkung bei Räum- und Aufräumarbeiten, 


4. die Mitwirkung bei Räum- oder Aufräumarbeiten, e) Einfangen von Tieren, Suche nach Tieren, Ent-


fernung von Wespen- oder anderen Insekten-


nestern, 
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5. die Bergung oder Absicherung von Sachen,  f) Überlassung von Fahrzeugen, Löschmittel, Be-


leuchtungskörper oder sonstigen Rettungs- und 


Hilfsgeräten, 


6. das Öffnen von Türen oder Toren (z. B. bei Grund-


stücken, Gebäuden, Wohnungen, Aufzügen, Fahr-


zeugen), 


g) Gestellung von Feuerwehrkräften mit/ohne Aus-


rüstung (Fahrzeuge, Geräte, Verbrauchsmittel). 


7. die Beseitigung von Gefahren an oder auf Gebäu-


den (z. B. Eiszapfen), 


 


8. sonstige vergleichbare freiwillige Leistungen.  


  


(2) 1Freiwillige Leistungen werden nur auf ausdrück-


liche Anforderung und nur dann erbracht, wenn dies 


ohne Vernachlässigung der nach dem Brandschutz- und 


Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zu 


erfüllenden Pflichtaufgaben möglich ist. 2Die Erbringung 


freiwilliger Leistungen kann von der vorherigen schriftli-


chen Antragstellung abhängig gemacht werden. 3Ein 


Rechtsanspruch auf Tätigwerden der Feuerwehr besteht 


nicht. 4Die Erbringung freiwilliger Leistungen kann abge-


lehnt werden. 5Einer Begründung bedarf es hierfür nicht. 


 


   


   


§ 4 


Kostenersatzschuldner 


  


   


(1) Kostenerstattungspflichtig ist Grundsätzlich ist bereits in § 22 IV BrSchG geregelt, wer 


kostenerstattungspflichtig ist. Allerdings verlangt § 2 I 


des Kommunalabgabengesetzes, dass in einer kommu-


nalen Abgabensatzung unter anderem der Kreis der 


Abgabenschuldner zu bestimmen ist. Deshalb wurde die 


gesetzliche Regelung in die Satzung übernommen, je-


weils unter Verweis auf die Fundstelle im BrSchG. Dies 


§ 10 Abs. 6 Satz 1: Zur Zahlung einer Gebühr für eine 


gebührenpflichtige Leistung der Feuerwehr ist derjenige 


verpflichtet, der Leistung in Anspruch genommen oder 


die Leistung angefordert hat oder in dessen Auftrag sie 


angefordert wurde. 


1. derjenige, dessen Verhalten die Leistungen erfor-


derlich gemacht hat; § 7 des Gesetzes über die öf-
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fentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sach-


sen-Anhalt über die Verantwortlichkeit von Perso-


nen gilt entsprechend (§ 22 Abs. 4 Nr. 1 BrSchG); 


betrifft die Ziffern 1 bis 4. Die Ziffern 5 und 6 sind not-


wendige Ergänzungen, weil es insoweit an einer gesetz-


lichen Regelung fehlt. 


2. der Eigentümer der Sache oder derjenige, der die 


tatsächliche Gewalt über die Sache ausübt, deren 


Zustand die Leistungen erforderlich gemacht hat; 


§ 8 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 


Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt über Verant-


wortlichkeit von Tieren und Sachen gilt entspre-


chend (§ 22 Abs. 4 Nr. 2 BrSchG); 


 


3. derjenige, in dessen Auftrag oder in dessen Interes-


se die Leistungen erbracht werden (§ 22 Abs. 4 


Nr. 3 BrSchG); 


 


4. derjenige, der vorsätzlich oder grob fahrlässig 


grundlos den Einsatz einer Feuerwehr auslöst (§ 22 


Abs. 4 Nr. 4 BrSchG); 


 


5. der Betreiber der Brandmeldeanlage, durch die eine 


Fehlalarmierung ausgelöst wurde; 


 


6. im Falle der Nachbarschaftshilfe die ersuchende 


Gemeinde oder der anfordernde Landkreis (§ 2 


Abs. 3 BrSchG). 


 


   


(2) Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als 


Gesamtschuldner. 


Als Rechtsgrundlage hierfür wird auf § 13 I Nr. 2 lit. b 


KAG LSA i. V. m. § 44 Abgabenordnung verwiesen. Die 


Vorschrift wurde redaktionell überarbeitet. 


§ 9: Sind mehrere gemäß § 22 Abs. 4 Brandschutzge-


setz kostenerstattungspflichtig, so haften diese als Ge-


samtschuldner. 


§ 10 Abs. 6 Satz 2: Mehrere Gebührenpflichtige haften 


als Gesamtschuldner. 
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§ 5 


Berechnungsgrundlagen 


  


   


(1) 1Der Kostenersatz setzt sich aus den Personal-


kosten, den Fahrzeugkosten und den Kosten für ver-


brauchte Materialien einschließlich deren Entsorgung 


zusammen. 2Sie werden nach Maßgabe des Kostentari-


fes gemäß Anlage 1 erhoben. 3Anlage 1 ist Bestandteil 


dieser Satzung. 


Die Vorschriften wurden zusammengefasst und redakti-


onell überarbeitet. 


§ 2: Der Kostenersatz, der sich jeweils aus den Perso-


nalkosten, Fahrzeugkosten, allgemeinen Verwaltungs-


kosten, Gerätekosten und Kosten für verbrauchte Mate-


rialien zusammensetzt, wird nach den in §§ 3 und 6 auf-


gestellten Grundsätzen berechnet. 


§ 10 Abs. 3: Es wird nach dem anliegenden Verzeichnis 


der Kostenersatzpauschalbeträge und Gebühren abge-


rechnet. 


   


(2) 1Grundlage für die Berechnung der Personal- 


und Fahrzeugkosten ist die Einsatzzeit. 2Die erste Ein-


satzstunde wird von ihrem Beginn an als volle Einsatz-


stunde berechnet. 3Jede weitere Einsatzstunde wird 


nach Ablauf von 30 Minuten als volle Einsatzstunde be-


rechnet. 4Mit Ausnahme der ersten Einsatzstunde ist 


eine angefangene Einsatzstunde vor Ablauf von 30 Mi-


nuten als halbe Stunde abzurechnen. 


Die Vorschrift wurde redaktionell überarbeitet. Es erfolgt 


keine minutengenaue Abrechnung der Einsatzzeit für 


Personal (einschließlich Brandsicherheitswachen) und 


Fahrzeuge. 


§ 3 Abs. 2: Abgerechnet wird grundsätzlich nach Ein-


satzstunden. Dabei wird die erste Einsatzstunde von 


ihrem Beginn an, jede weitere Einsatzstunde nach Ab-


lauf von 30 Minuten voll berechnet. Eine angefangene 


Einsatzstunde (außer der ersten Einsatzstunde) ist vor 


Ablauf von 30 Minuten als halbe Stunde abzurechnen. 


   


 Die Vorschrift kann wegen § 5 I n. F. entfallen. § 3 Abs. 3: Für die Dauer des Einsatzes wird je einge-


setztem Feuerwehrmitglied ein Stundenlohn nach dem 


anliegenden Verzeichnis berechnet. 


   


(3) Für freiwillige Leistungen gemäß § 3 in der Zeit 


von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr und an Sonn- und Feierta-


gen wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 


50 Prozent berechnet. 


Grundsätzlich müssen Gebühren dem Äquivalenzprinzip 


(Leistung/Gegenleistung) entsprechen. Gebühren dürfen 


aber auch eine Lenkungsfunktion haben. Mit dieser Re-


gelung soll vermieden werden, dass die Feuerwehr als 


billigere Alternative zu gewerblichen Angeboten miss-


braucht wird (z. B. Schlüsseldienste). Eine Lenkungswir-


§ 3 Abs. 4: Für alle Einsätze nach § 1 Abs. 2 in der Zeit 


von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr und an Sonn- und Feiertagen 


wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 50 Prozent 


erhoben. 
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kung ist aber nur bei freiwilligen Leistungen angemes-


sen. Niemand soll aufgrund der Kostenersatzpflicht da-


von abgehalten werden, Pflichtleistungen unverzüglich in 


Anspruch zu nehmen. 


   


(4) 1Die Einsatzzeit des Personals beginnt mit dem 


Zeitpunkt der Alarmierung. 2Die Einsatzzeit für Fahrzeu-


ge beginnt mit dem Ausrücken. 3Die Einsatzzeit endet 


mit der Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft der 


Kräfte und Mittel der Feuerwehr. 


Die Vorschriften zu den Einsatzzeiten für Personal und 


Fahrzeuge wurden in einem Absatz zusammengefasst. 


Der Einsatz beginnt zwar zu unterschiedlichen Zeiten, 


nämlich einmal bereits mit Alarmierung (Personal) und 


einmal mit Ausrücken (Fahrzeuge). Für das Ende der 


Einsatzzeit gilt jedoch das einheitliche Kriterium der 


Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft. Für die Be-


rechnung der Einsatzzeit ist Absatz 2 zu beachten. 


§ 3 Abs. 1: Die Personalkosten berechnen sich bei 


Einsätzen gemäß § 1 Abs. 2 nach der Einsatzzeit. Die 


Einsatzzeit beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung 


und endet mit der Rückkehr zur Feuerwache zum Gerä-


tehaus. Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der 


Fahrzeuge und der Geräte erforderlich machen, wird die 


Zeit für die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. 


§ 4 Abs. 1: Bei Einsätzen nach § 1 Abs. 2 werden die 


Fahrzeugkosten für die zum Einsatz kommenden Fahr-


zeuge nach der Einsatzzeit, in der sie vom Feuerwehrge-


rätehaus abwesend sind, berechnet. Die Einsatzzeit 


beginnt mit dem Ausrücken und endet mit der Rückkehr 


zum Feuerwehrgerätehaus. 


   


(5) 1Die Einsatzzeit der Brandsicherheitswache be-


ginnt mit dem Eintreffen des Personals am Ort der Ver-


anstaltung oder Maßnahme. 2Sie endet mit dem endgül-


tigen Verlassen des Ortes. 


Absatz 5 n. F. regelt die Einsatzzeit des Personals bei 


Brandsicherheitswachen abweichend zu Absatz 4, weil 


es bei Brandsicherheitswachen weder eine Alarmierung 


noch eine Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft gibt. 


Für die Berechnung der Einsatzzeit ist Absatz 2 zu be-


achten. 


§ 10 Abs. 4: Die Gebühr für die Brandsicherheitswache 


wird nach der Zeitspanne des tatsächlichen Sicherheits-


wachdienstes berechnet. Im Übrigen finden §§ 2 und 3 


auf die Gestellung von Brandsicherheitswachen und §§ 


2-7 auf Hilfeleistungen im Sinne des Abs. 1 entspre-


chende Anwendung. 


   


 Die Vorschrift kann wegen § 5 II 1 n. F. entfallen. § 4 Abs. 2: Abgerechnet wird grundsätzlich nach Ein-


satzstunden. § 3 Abs. 2 findet entsprechend Anwen-


dung. 


   


 Die Vorschrift kann entfallen, da in Anlage 1 abschlie-


ßend geregelt ist, wofür welche Gebühren entstehen. 


§ 4 Abs. 3: Bei Fahrzeugen sind in der Kostenersatz-


pauschale die Nebenkosten und die Aufwendungen für 
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die Inanspruchnahme der in den Fahrzeugen befindli-


chen Geräte enthalten, soweit nicht besondere Prüfun-


gen nach dem Einsatz erforderlich sind (siehe § 7 Be-


sondere Kosten der Feuerwehr). 


   


 Die Vorschrift kann wegen § 5 I n. F. entfallen. § 4 Abs. 4: Die Höhe der Stundensätze der eingesetzten 


Fahrzeuge bemisst sich nach dem anliegenden Ver-


zeichnis. 


   


 Entfällt. § 4 Abs. 5: Je Fahrzeug und Einsatzstunde werden all-


gemeine Verwaltungskosten in Höhe von 15,-€ erhoben. 


   


(6) 1Verbrauchsmaterial (z. B. Schaummittel, Säu-


ren- und Ölbindemitteln, Filtereinsätze, Trockenlöschpul-


ver) wird nach der verbrauchten Menge berechnet. 2Es 


werden die jeweiligen Wiederbeschaffungskosten zuzüg-


lich eines Verwaltungskostenzuschlags in Höhe von 


10 Prozent des Wiederbeschaffungspreises sowie die 


Kosten der Entsorgung dieser Materialien nebst der da-


mit aufgenommenen Stoffe berechnet. 


Satz 1 n. F. wurde ergänzt, um gemäß § 2 I KAG LSA 


den Maßstab der Gebühr („verbrauchte Menge“) klarzu-


stellen. Satz 2 wurde redaktionell überarbeitet. 


§ 6 Abs. 1: Für verbrauchte Materialien, wie Schaummit-


tel, Säuren- und Ölbindemitteln, Filtereinsätze, Alkalipat-


ronen, Trockenlöschpulver etc. werden die jeweiligen 


Wiederbeschaffungspreise zuzüglich eines Verwaltungs-


kostenzuschlages von 10 Prozent berechnet sowie die 


tatsächlichen Kosten der Entsorgung dieser Materialien 


nebst der damit aufgenommenen Stoffe. 


   


 Entfällt. § 6 Abs. 2: Für neue Geräte oder neu verwandte Mate-


rialien, die nicht in dem Verzeichnis enthalten sind, wird 


die Höhe des Kostenersatzes anhand vergleichbarer 


Tarif im Kostentarif ermittelt. 


   


(7) Entsteht dem Träger der Feuerwehr bei Erbrin-


gung von Leistungen ein Schaden (z. B. Schäden an 


Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenständen), so gelten 


für Schadenersatzansprüche die allgemeinen Regeln. 


Für die Regelung von Schadenersatzansprüchen und 


deren Festsetzung durch Verwaltungsakt fehlt es an 


einer gesetzlichen Ermächtigung. Es gilt der Vorbehalt 


des Gesetzes. Absatz 7 n. F. entfaltet deshalb keine 


konstitutive Wirkung, sondern dient lediglich als Anknüp-


fungsnorm, die auf die außerhalb der Feuerwehrkosten-


§ 7: (1) Entstehen dem Träger der Feuerwehr durch 


Einsätze gemäß § 1 Abs. 2 besondere Kosten, zum Bei-


spiel Reisekosten, Reparaturkosten, Ersatzbeschaf-


fungskosten bei Unbrauchbarkeit oder Verlust, so sind 


diese zusätzlich in Rechnung zu stellen. Dies gilt insbe-


sondere für das Waschen, Trocknen und Prüfen von 
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satzung geregelten Haftungstatbestände des öffentlichen 


und des Privatrechts verweist. 


Schläuchen in der feuerwehrtechnischen Zentrale. 


(2) Kosten für Reparaturen und Ersatzbeschaffungen 


sind jedoch nur zu erstatten, soweit den Zahlungspflich-


tigen ein Verschulden trifft. 


   


   


 Diese Vorschrift entfällt, da einzelne Gerätschaften nicht 


mehr Gegenstand des Kostentarifs in Anlage 1 sind. Die 


Geräte sind vielmehr Teil der Ausrüstung des jeweiligen 


Fahrzeugs. 


§ 5 


Gerätekosten 


  


 (1) Die Berechnung der Kosten für die Gerätebenutzung 


erfolgt aufgrund der Einsatzzeit des Gerätes innerhalb 


der Gesamtdauer des Einsatzes der Feuerwehr. 


  


 (2) Für den Einsatz von Geräten der Feuerwehr sind 


Tages- bzw. Stundensätze gemäß dem anliegenden 


Verzeichnis anzusetzen. § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 


  


 (3) Nicht in dem Verzeichnis aufgeführte Geräte und 


Armaturen sind Bestandteile der Fahrzeugausrüstung. 


   


(8) Kommen benachbarte Feuerwehren auf dem 


Territorium der Stadt Köthen (Anhalt) zum Einsatz, so 


werden deren Kosten entsprechend der jeweiligen Sat-


zung als Auslagenersatz durch die Stadt Köthen (Anhalt) 


geltend gemacht. 


Diese Regelung wurde auf einen Hinweis der KAB er-


gänzt. Es geht hier um die Fälle, in denen Feuerwehren 


anderer Gemeinden der Stadt Köthen (Anhalt) Nachbar-


schaftshilfe leisten. Soweit es sich um eine kostenpflich-


tige Nachbarschaftshilfe handelt (mehr als 15 km Entfer-


nung) und der Einsatz selbst ebenfalls kostenpflichtig ist, 


werden die Kosten der Nachbarschaftshilfe auf den Kos-


tenpflichtigen umgelegt. 
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§ 6 


Entstehung des Kostenersatzes 


  


   


(1) 1Der Kostenersatz entsteht mit Beginn der kos-


tenersatzpflichtigen Leistung. 2Das gilt auch, wenn der 


Zahlungspflichtige danach auf die Leistung verzichtet 


oder wenn die Leistung aufgrund von Umständen, die 


nicht von den Feuerwehrkräften zu vertreten sind, un-


möglich wird bzw. keinen Erfolg hatte. 


Satz 1 wurde allgemeiner gefasst, da sich die Regelun-


gen zum jeweils maßgeblichen Zeitpunkt in § 5 n. F. 


finden. Satz 2 wurde dahingehend eingeschränkt, dass 


die Umstände von der Feuerwehr nicht zu vertreten sein 


dürfen. Hat der Einsatz keinen Erfolg und tragen Feuer-


wehrkräfte hierfür die Verantwortung, entfällt die Kosten-


erstattungspflicht. 


§ 8 Abs. 1 Sätze 1 und 2: Der Kostenersatzanspruch 


entsteht bei Einsatz von Personal und Fahrzeugen - in 


Höhe des notwendigen Umfangs - mit dem Ausrücken 


aus dem Feuerwehrgerätehaus. Das gilt auch, wenn der 


Zahlungspflichtige danach auf die Leistung verzichtet 


oder wenn die Leistung keinen Erfolg hatte. 


   


(2) 1Vor Beginn von kostenpflichtigen freiwilligen 


Leistungen gemäß § 3 kann ein Vorschuss auf die zu 


erwartende Kostenersatzschuld geforderte werden. 2Die 


Höhe bemisst sich nach der im Einzelfall beantragten 


Leistung, hilfsweise nach den Gebühren in vergleichba-


ren Fällen. 


Auch der neue Entwurf sieht die Möglichkeit vor, einen 


Vorschuss auf die zu erwartende Kostenersatzschuld zu 


fordern. Diese Möglichkeit wird aber begrenzt auf kos-


tenpflichtige freiwillige Leistungen. Bei pflichtigen Leis-


tungen der Feuerwehr besteht diese Möglichkeit nicht. 


§ 10 Abs. 5: Die gebührenpflichtigen Leistungen der 


Feuerwehr können von der Vorausentrichtung der Ge-


bühr oder von einer vorherigen angemessenen Sicher-


heitsleistung für die Gebühr abhängig gemacht werden. 


   


   


§ 7 


Festsetzung und Fälligkeit 


  


   
1Der Kostenersatz wird durch Bescheid festgesetzt. 2Er 


wird zwei Wochen nach Bekanntgabe fällig, wenn nicht 


im Bescheid ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 


Satz 2 wurde dahingehend korrigiert, dass die Fälligkeit 


tatsächlich erst nach 2 Wochen eintritt. Zudem wird die 


Möglichkeit eröffnet, einen späteren Zeitpunkt zu be-


stimmen, jedoch keinen früheren. 


§ 8 Abs. 1 Sätze 3 und 4: Der Kostenersatz wird durch 


Bescheid festgesetzt. Er ist mit Bekanntgabe des Be-


scheides fällig und innerhalb von 14 Tagen zu zahlen. 


   
   
 Die Regelung ist unnötig und kann deshalb entfallen. § 8 Abs. 2: Rückständiger Kostenersatz wird gemäß den 


Bestimmungen des öffentlichen Vollstreckungsrechts in 


der jeweils geltenden Fassung beigetrieben. 
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


   


   


§ 8 


Billigkeitsmaßnahmen 


  


   
1Ansprüche aus dem Schuldverhältnis können ganz oder 


teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei 


Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeu-


ten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht 


gefährdet erscheint. 2Ist deren Einziehung nach Lage 


des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil 


erlassen werden. 


§ 6 n. F. wurde in Anwendung des § 13a I 3 KAG LSA 


neu gefasst. § 22 III 2 BrSchG steht dem nicht entgegen, 


denn diese Vorschrift ist keine Spezialregelung zu § 13a 


I KAG LSA. Laut der Gesetzesbegründung zu § 22 III 


BrSchG stellt der Verzicht auf Kostenersatz in Fällen 


einer unbilligen Härte eine Ergänzung zu § 22 I BrSchG 


dar. Gemeint sind also die Fälle, in denen Einsätze der 


Feuerwehr von vornherein unentgeltlich erfolgen und 


nicht Fälle der Billigkeit, in denen ein Erlass der entstan-


denen Kosten in Betracht kommt. In der Kommentarlite-


ratur (Koehler/Messal) wird allerdings insbesondere hin-


sichtlich § 30 GemHVO-Doppik, nicht aber hinsichtlich § 


13a KAG LSA die Auffassung vertreten, dass diese all-


gemeinen Regelungen verdrängt werden. Das hätte aber 


zur Folge, dass ausschließlich ein vollständiger Verzicht 


und nicht auch eine Stundung oder ein Teilerlass in Be-


tracht kommen. Mit Blick auf die Gesetzesbegründung 


wird dieser Auffassung nicht gefolgt. 


§ 8 Abs. 3: Von der Verfolgung des Kostenersatzan-


spruchs kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage 


des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder auf Grund 


gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 


   


   


§ 9 


Sprachliche Gleichstellung 


  


   


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-


zung gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form. 


Siehe Art. 100 der Verfassung des Landes Sachsen-


Anhalt 
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


§ 10 


Inkrafttreten 


 § 11 


Inkrafttreten 


   


Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-


kanntmachung in Kraft. 


Keine Bemerkungen. Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. Die Satzung 


über den Kostenersatz und die Erhebung von Gebühren 


für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 


Köthen (Anhalt) und ihrer Ortschaft Merzien vom 


30.11.2001 tritt zeitgleich außer Kraft. 
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Anlage 1 zu den §§ 2, 3 Abs. 1 und 5 Abs. 1 Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 


 


Tarifstelle Kostentatbestand Kostensatz NEU Kostensatz ALT 


1. Personal: 


je Einsatzkraft und Stunde 


 


20,00 Euro 


Einsatzleiter 25,00 Euro 


Einsatzkraft 20,00 Euro 


2. Einsatz von Fahrzeugen: 


je Fahrzeug und Stunde 


  


2.1. Löschfahrzeuge   


2.1.1. Löschgruppenfahrzeuge 71,00 Euro Löschfahrzeug 139,00 Euro 


LF 8 106,00 Euro 


2.1.2. Tragkraftspritzenfahrzeuge TSF 127,00 Euro 103,00 Euro 


2.1.3. Tanklöschfahrzeuge TLF 35,00 Euro TLF 16/15 108,00 Euro 


W 50 139,00 Euro 


2.2. Hubrettungsfahrzeuge   


2.2.1. Drehleiter mit Korb 38,00 Euro 109,00 Euro 


2.3. Rüst- und Gerätefahrzeuge   


2.3.1. Rüstwagen RW 43,00 Euro 93,00 Euro 


2.3.2. Mehrzweckfahrzeug MZF 75,00 Euro 60,00 Euro 


2.4. Sonstige Fahrzeuge   


2.4.1. Kommandowagen 46,00 Euro 30,00 Euro 


2.4.2. Barkas B 1000 138,00 Euro  


2.4.3. Multicar 91,00 Euro  


3. Gestellung von Brandsicherheitswachen 


je Einsatzkraft und Stunde 


 


12,00 Euro 


 


Personal 12,00 Euro/Stunde 


 


Alle weiteren Kostentatbestände entfallen. 





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 -Erläuterungen zur FwKostS 2016_NEU.pdf






























Anlage zur Sitzungsvorlage
Anl.4-BAB 2016-2018.pdf




Anlage 5


Erläuterungen zur Kostenermittlung für die neue Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr
der Stadt Köthen (Anhalt)


Vorbemerkung: Die ausführlichen Betriebsabrechnungsbögen sind nur im Amt einzusehen. Auf
Grund Größe und Umfang wird hier eine zusammengefasste „Druck-Version“ beigelegt.


Einführung


Gemäß § 22 Abs. 1, S. 1 und 2 BrSchG ist der Einsatz der Feuerwehren bei Bränden und
Notständen unentgeltlich. Gleiches gilt für Hilfeleistungen zur Rettung von Menschen oder Tieren
aus Lebensgefahr. Für andere Leistungen können die Gemeinden jedoch gem. § 22 Abs. 3
BrSchG in Verbindung mit §§ 2, 4 und 5 des KAG LSA Kostenersatz nach Maßgabe einer Satzung
verlangen. Die letzte Gebührensatzung der Stadt Köthen (Anhalt) wurde 2003 erlassen, jedoch
fehlt hierzu eine kalkulatorische Kostenermittlung. Diese wurde nunmehr erstellt.


Gemäß § 5 Abs. b KAG LSA darf die Kostenermittlung für einen Kalkulationszeitraum von
höchstens drei Jahren erfolgen. Nach Ablauf des gewählten Kalkulationszeitraums und
Feststellung des Betriebsergebnisses ist die Kalkulation zu überarbeiten und innerhalb der
nächsten drei Jahre ein Kostenausgleich durchzuführen. Da momentan keine aktuelle Kalkulation
vorliegt, entfällt der Kostenausgleich aus den drei Vorjahren (hier: 2013 bis 2015). Als
Bemessungsgrundlage der Kalkulation wird somit nur der Kalkulationszeitraum 2016 – 2018
(Planjahre/Planzahlen) in Betracht gezogen.


Die im Nachfolgenden verwendeten Zahlen basieren auf der beschlossenen Haushaltssatzung
2015 der Stadt Köthen (Anhalt) vom 27.03.2015. Änderungen hinsichtlich des Jahres 2015
(Rechnungsergebnisse) bzw. der Folgejahre 2016 bis 2018 finden auf Grund des noch nicht
vorliegenden aktuellen Haushaltes keine Berücksichtigung. Weiter basieren diese Zahlen auf kein
geprüften Bilanzierung.


Entsprechend einer Mitteilung der Kommunalaufsicht vom 28.07.2011 sollten bei einer
Neukalkulation nur die Vorhaltekosten nach dem Verhältnis der einzelnen Einsatzstunde zu den
Jahresstunden berechnet werden. Vorhaltekosten sind Kosten, die allein dadurch entstehen, dass
die Feuerwehr mit ihren Fahrzeugen, Geräten und Personal bereitgehalten wird. Damit sind alle
gebührenrelevanten Jahreskosten zu den Jahresstunden (24 h x 365 Tage = 8.760 h) ins
Verhältnis zu setzen.
Eine klare Rechtsprechung hierzu fehlt jedoch. Auch das häufig herangezogene Urteil des VG
Magdeburg vom 04.09.2012 (7 A 105/12) stellt nicht eindeutig darauf ab, generell nur
Kostenermittlungen aus den reinen Vorhaltekosten anzuerkennen. Hintergrund dieses Urteiles war
die Vorlage einer Gebührenkalkulation, die die Gesamtkosten einer Feuerwehr nur aufgrund der
tatsächlich geleisteten Einsatzstunden des jeweiligen Fahrzeuges ermittelten. Damit entstanden
wiederum Kostensätze, die unseren bisherigen Gebührensätzen adäquat bzw. noch höher waren.


Folgt man jedoch der Kommunalaufsicht und bringt nur die Vorhaltekosten in Ansatz,
heruntergerechnet auf die einzelne Jahresstunde, entsteht kein akzeptables Ergebnis. Es ergeben
sich so geringe Kostensätze (1,50 € bis max. 50,00 € /h je nach Fahrzeuggruppe), dass eine
Rechnungslegung gegenüber einem Kostenschuldner mehr Verwaltungskosten verursacht als
letztendlich die Höhe der Kostenschuld auf Grund eines Einsatzes beträgt.


Deshalb ist eine „Mischkalkulation“, wie von vielen Kommunen in Sachsen-Anhalt praktiziert, ein
akzeptabler Lösungsansatz. Innerhalb eines Kalkulationszeitraumes (hier: 2016 bis 2018) werden
die für die Kostenermittlung relevanten Kosten in zwei Kategorien unterteilt: in Vorhaltekosten und
einsatzbezogene Kosten. Die Vorhaltekosten – der größte Teil der anfallenden
Unterhaltungskosten einer Feuerwehr - werden, wie gefordert, auf den Jahresstundensatz herunter
gerechnet (also durch 8.760 Stunden geteilt). Die einsatzbezogenen Kosten werden durch die
Jahreseinsatzstunden jedes Fahrzeuges/Einsatzkräfte ermittelt – hier: aus den
Jahreseinsatzstunden jedes einzelnen Fahrzeuges/Einsatzkräfte ermittelt aus den Jahren 2013-
2015. Zu den einsatzbezogenen Kosten können nur die Kosten herangezogen werden, die in
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einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Einsatz eines Fahrzeuges oder von Personal
gebracht werden können. Im Nachfolgenden wird dies noch erläutert.


Letztendlich werden beide Kostenarten zu einer Stundengebühr zusammengefasst.


Die Kommunalaufsicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld hat diesbezüglich ihre Ansicht von 2011
geändert und unterstützt nun einer Absprache vom Januar 2015 zufolge diese Herangehensweise.
Eine Unterteilung in Vorhaltekosten und einsatzbezogene Kosten wird akzeptiert, um der Stadt
Köthen (Anhalt) die Möglichkeit einer akzeptablen Kostenerhebung zu geben.


Im Folgenden werden die einzelnen Kostenpositionen, unterteilt in Haupt- und Hilfskostenstellen in
der Reihenfolge der Auflistung in den Betriebskostenabrechnungsbögen näher betrachtet bzw.
erläutert.


Hauptkostenstellen sind alle Kostenstellen, deren Kosten direkt einem Kostenträger zuzuordnen
sind. Kostenträger ist dabei der gesamte Fuhrpark der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt); d.h.
alle derzeit verfügbaren Fahrzeuge einschließlich den zur Beladung des Fahrzeuges gehörenden
Geräten. Hier werden alle Unterhaltungskosten (Reparaturen, Betankung etc.) dem jeweiligen
Fahrzeug zugeordnet.
In diesem Zusammenhang wurde entschieden, zukünftig auf die getrennte Ermittlung von Kosten
für bestimmte einzelne feuerwehrtechnische Geräte zu verzichten, um diese – wie in der
bisherigen Gebührensatzung – dann extra mit einer Stunden- oder Tagesgebühr zu versehen. Die
Gründe hierfür liegen zum einen darin, dass jedes feuerwehrtechnische Gerät auf Grund
bestehender Normen in den überwiegenden Fällen einem bestimmten Fahrzeug zugeordnet
werden kann. Zum anderen erwies sich die einzelne Abrechnung bzw. Erstattung der Kosten für
die Benutzung eines Gerätes in einem Einsatz als nicht sinnvoll. Der Erfassungsaufwand für den
Einsatzleiter während des Ereignisses wurde mit dieser Verfahrensweise unnötig erhöht. In den
letzten acht Jahren kam es nur in maximal zehn Fällen vor, dass Kostenersatz, z.B. für den
Einsatz einer Motorkettensäge oder eines Hohlstrahlrohres, gefordert werden konnte. Der dafür
notwendige Aufwand der Kostenermittlung und Gebührenberechnung ist höher als derjenige für
die Verfahrensweise, die Kosten der Anschaffung und Unterhaltung eines jeden
feuerwehrtechnischen Gerätes gleich dem entsprechenden Fahrzeug zuzuordnen, welches dieses
Gerät laut Norm als Beladung vorzuhalten hat.


Alle weiteren Unterhaltungs- und Verwaltungskosten werden auf sogenannte Hilfskostenstellen
verteilt; diese werden nur mittelbar mit dem Kostenträger Fuhrpark/Personal Feuerwehr in
Verbindung gebracht – zum Beispiel alle Personalkosten, Betriebskosten etc. Nach Erfassung all
dieser Kosten erfolgt dann eine Umlegung auf die jeweiligen Hauptkostenstellen Fuhrpark bzw. die
Hilfskostenstelle Aufwand der Verwaltung für die Einsatzkräfte, Einsatzkraft
Brandsicherheitswache, Jugendfeuerwehr und Alterskameradschaft.


In der vorliegenden Betriebsabrechnung werden die „Hilfs“-Kosten der jeweiligen Standorte (hier:
Gerätehäuser) und (hinsichtlich des Aufwandes) der Verwaltung für die Standorte sowie das
Personal der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt) betrachtet. Hierfür wurde ein zentraler
prozentualer Schlüssel erarbeitet, der es ermöglicht, relativ gerecht die Kosten aus beiden
Bereichen (Standorte und Verteilung auf Personal) umzulegen.


Arensdorf Baasdorf Dohndorf Köthen Löbnitz
a.d.L. Merzien Wülknitz


prozentualer Anteil für
Fahrzeuge (ermittelt aus
Gesamtgebäudefläche bezogen
auf tatsächliche Fahrzeug -
Nutzungsfläche)


43% 42% 54% 60,5% 60% 66% 39%


prozentualer Anteil für
Personal (ermittelt aus
Gesamtgebäudefläche bezogen
auf tatsächliche Personal -
Nutzungsfläche)


57% 58% 46% 39,5% 40% 34% 61%
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Die prozentualen Anteile, die als Stellfläche den Fahrzeugen vorbehalten sind, werden unter den
Hilfskostenstellen der Standorte aufgeführt, um sie dann als Gesamtsumme auf das jeweilige
Fahrzeug der einzelnen Ortswehren Arensdorf bis Wülknitz bzw. auf die sieben Fahrzeuge der
Ortswehr Köthen umzulegen.
Der prozentuale Anteil für Personal wird nochmals anhand der Zahl der Kameraden,
Jugendfeuerwehrmitglieder und Alterskameraden (ermittelt aus dem Durchschnitt der letzten 5
Jahre) gesondert betrachtet.


Verteilung
nach Mitgliederzahl Arensdorf Baasdorf Dohndorf Köthen Löbnitz


a.d.L. Merzien Wülknitz


∅ Einsatzkräfte 22 19 16 54 16 15 21


∅ Jugendfeuerwehr 4 7 4 17 9 6 10


∅ Altersabteilung 5 6 2 10 1 8 5


Die sich daraus ergebenen Kosten werden dann als Gesamtsumme (also nicht nach Ortschaften
untergliedert) den drei Hilfskostenstellen Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden
zugeordnet. Die Notwendigkeit dieser Betrachtung ergibt sich aus der Tatsache, auch für die
Einsatzkräfte einen Kostensatz ermitteln zu können. Hier spielt die Ortschaft oder ein Fahrzeug
keine Rolle. Es ist lediglich eine Gebühr für eine Einsatzkraft zu erheben.
Ausgenommen ist der Bereich „Einsatzkraft BSW“. Da hier kein Personenschlüssel ermittelt
werden kann, erfolgt für Kostenstellen, die in einen unmittelbaren Zusammenhang mit der
Brandsicherheitswache gebracht werden können, pauschal der Ansatz eines Betrages in Höhe von
einem Prozent der Kosten für die Einsatzkräfte. Der so ermittelte Betrag dient dann als Kostensatz,
der Veranstaltern in Rechnung zu setzen ist. Die Regelungen für die Zahlung der
Aufwandsentschädigung des Kameraden, der letzten Endes diesen Dienst verrichtet, ist nicht mehr
Bestandteil dieser Satzung. Hier erfolgt eine Änderung der Satzung der Stadt Köthen (Anhalt)
über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen zum selben Zeitpunkt der Beschlussfassung
dieser Satzung.


Erläuterung der einzelnen Kostenpositionen


Personalkosten - Hilfskostenstellen


Berücksichtigt werden die Personalkosten der Verwaltung (Gerätewarte und drei
Verwaltungsangestellte) prozentual innerhalb von vier Aufgabengebieten (Fahrzeuge,
Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden). Gleichzeit erfolgt eine prozentuale
Unterteilung in Vorhalte- und einsatzbezogene Kosten.


Hierbei weicht die in der Kalkulation ausgewiesene Höhe der Personalkosten von den Planzahlen
der im Haushaltsplan 2015 für die Jahre 2015 bis 2018 vermerkten Zahlen ab. Ursache dafür ist,
dass in den Planzahlen des Haushaltes die Personalkosten der Gerätewarte und einer
Verwaltungsangestellten (hier zu 100 %) erfasst wurden. Bei realistischer Kalkulation können die
Kosten für diese Verwaltungsangestellte jedoch nur zu 85 % angesetzt werden; gleichzeitig sind
feuerwehrspezifische Tätigkeiten von zwei weiteren Verwaltungsangestellten mit zu erfassen.


Gerätewarte


Zwei hauptamtliche Angestellte sind für den gesamten Fuhrpark der Freiwilligen Feuerwehr Köthen
(Anhalt) tätig. Ihr Tätigkeitsfeld erstreckt sich auf die Pflege, Wartung und Instandhaltung aller
Feuerwehrfahrzeuge; verbunden mit der Wartung und ständigen Instandhaltung der
Fahrzeugbeladungen und der Atemschutztechnik.
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In die vorliegende kalkulatorische Betrachtung fließen die Lohnkosten beider Gerätewarte zu 100%
und zu gleichen Teilen ein. Diese Lohnkosten sind wiederum zu 90 % als Vorhaltekosten und zu
10 % als einsatzbezogene Kosten zu klassifizieren.


Die Vorhaltekosten beinhalten die gesamten Tätigkeiten der Gerätewarte für alle Fahrzeuge. Beide
Gerätewarte erbringen jedoch in dieser Kategorie keine Leistungen für die Einsatzkräfte, die
Jugendfeuerwehr bzw. die Alterskameraden.


Die einsatzbezogenen Tätigkeiten der Gerätewarte werden wie folgt untergliedert:


� 5% Tätigkeit für Fahrzeuge – hierunter zählt unter anderem die Wiederherstellung der
Einsatzbereitschaft eines Fahrzeuges nach einem Einsatz (Betankung, Reinigung,
Gerätekontrolle etc.)


und
� 5% Tätigkeit (nur) für die Einsatzkräfte – hierzu zählen die Wiederherstellung der


Schutzbekleidung und der Atemschutztechnik, deren Instandhaltung oder Neubeschaffung
(80% dieser Kategorie) sowie direkte Einsatztätigkeit der Gerätewarte (20 % dieser
Kategorie)


Es werden keine Leistungen für die Jugendfeuerwehren oder Alterskameraden erbracht.


Verwaltungsangestellte


Die Stadt Köthen (Anhalt) beschäftigt derzeit drei Verwaltungsangestellte, die unmittelbar dem
Bereich Brandschutz zuzuordnen sind:


� Amtsleiterin
� Sachbearbeiterin für das Sachgebiet Brandschutz
� Schreibkraft


Deren Tätigkeiten werden mit unterschiedlichen Anteilen in der Kalkulation berücksichtigt, da alle
drei noch neben der Tätigkeit für den Brandschutz andere Aufgaben wahrnehmen:


Amtsleiter SB Brandschutz Schreibkraft
Tätigkeit nur für SB Brandschutz gesamt 25 % 85 % 80 %
davon in Kategorie Vorhaltekosten
Fahrzeuge 10 % 40 % 45 %
Einsatzkräfte 88 % 40 % 30 %
Jugendfeuerwehr 1 % 5 % 15 %
Alterskameraden 1 % 0 % 0 %
davon in Kategorie einsatzbezogene Kosten
Fahrzeuge 0 % 10 % 5 %
Einsatzkräfte 0 % 5 % 5 %
Jugendfeuerwehr 0 % 0 % 0 %
Alterskameraden 0 % 0 % 0 %


Die sich daraus ergebenden Personalkosten werden den einzelnen Positionen der Kalkulation
zugeordnet.


Interne Leistungsverrechnung - Hilfskostenstelle


Neben den Personalkosten, die unmittelbar mit den Bereich Brandschutz in Verbindung gebracht
werden können, wird ab 2015 über die sogenannte „interne Leistungsverrechnung“ dem Bereich
Brandschutz ein prozentualer Teil der Sachkosten anderer Bereiche der Stadtverwaltung
angerechnet. Davon betroffen sind der Bereich des Dezernenten D 3 und andere Dezernate bis
hin zum Oberbürgermeister.
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Diese ermittelten Kosten der Kämmerei werden im Bereich der Hilfskostenstellen nach dem im
Einleitungsteil erläuterten Verteilerschlüssel auf die einzelnen Standorte und den Aufwand der
Verwaltung für Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden verteilt.


Sächliche Kosten - Hilfskostenstellen


Hierbei handelt es sich um Kosten aus dem Bereich des Amtes Allgemeine Verwaltung; inbegriffen
darin sind alle Kosten u. a. für Büromaterial, Telefonkosten, Literaturkosten bis hin zur Miete für die
Büroräume etc. Diese Kosten sind der Kategorie Vorhaltekosten zu 100 % zuzuordnen.


Dabei ist zu beachten, dass der unter dem Produkt 12.6.001.00 ausgewiesene Betrag im Haushalt
nur den Bereich Brandschutz (hier: 3 Personen – Gerätewarte und SB Brandschutz) abdeckt; die
Sachkosten die Amtsleitung und Schreibkraft werden haushaltstechnisch unter dem Produkt
12.2.102.00 geführt.
Die prozentualen Anteile - entsprechend der Lohnkosten - sind in die Kalkulation mit eingeflossen
und übersteigen somit die im Haushalt geplanten Ausgaben.


Unterhaltung baulicher Anlagen
Unter diesem Sachkonto werden alle Unterhaltungskosten für technische Anlagen in den
Gerätehäusern verbucht (verfügungsberechtigt: Amt 65). Dies betrifft unter anderem die
Wartungskosten für Heizungen und Sirenen oder die Sicherheitsprüfungen der
Abgasabsauganlage und der Tore.


Aufwendungen für Betriebskosten (Strom, Wasser, Ab-, Niederschlagswasser, Heizkosten,
Abfall, Reinigung, Straßenreinigung und sonstige Bewirtschaftung) - Hilfskostenstellen


Diese Kosten werden zu 100 % zu den sogenannten Vorhaltekosten gerechnet, wobei diese nicht
nur auf die Gebäude und damit den einzelnen Fahrzeugen umgelegt, sondern ebenfalls prozentual
dem Aufwand der Verwaltung für Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden
zugeordnet werden. Hier wird ebenfalls der im Einleitungsteil erwähnte prozentuale
Verteilerschlüssel angewendet.


Versicherungen (Gebäude, Inhalts- und Elektronikversicherung, Kraftfahrzeugversicherung,
Unfallversicherung) – Haupt- und Hilfskostenstellen


Hierbei handelt es sich ebenfalls um reine Vorhaltekosten, die je nach ihrer Bestimmung den
einzelnen Rubriken zuzuordnen sind.


Unterhaltung Fahrzeuge / Öle und Schmierstoffe / Unterhaltung feuerwehrtechnischer
Geräte/ Erwerb von Wirtschaftsgütern bis 150 € netto - Hauptkostenstellen


Unter diesen Sachkonten werden alle Aufwendungen erfasst, die hinsichtlich der
Fahrzeuginstandhaltung (Wartungskosten, Reparaturaufwand bzw. Neuerwerb von geringfügigen
Gütern) benötigt werden.
Auch diese Ausgaben sind zu 100 % den Vorhaltekosten zuzuordnen. Die in Ansatz gebrachte
Kostenhöhe orientiert sich an den bisher vorliegenden Rechnungsergebnissen der Vorjahre und ist
den einzelnen Fahrzeugen ohne Probleme zuzuordnen.
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Den Ausgaben wird unter der Rubrik „Vorhaltekosten – Einnahmen“ jedem Fahrzeug ein
kalkulatorischer Gegenwert zugeordnet. Dieser ergibt sich aus der Zuwendung des Landes
Sachsen-Anhalt in Form der Feuerschutzsteuermittel (rund 12.500 € pro Jahr). 50 % dieser Mittel
sind zweckgebunden für die Ausbildung der Kameraden am Institut für Brand- und
Katastrophenschutz Heyrothsberge (siehe spätere Ausführungen); die anderen 50% des Betrages
werden dem Fuhrpark (rund 3.200 € - verteilt auf 15 Fahrzeuge) und der Jugendfeuerwehr Köthen
(Anhalt) (3.000 €) angerechnet.


Dienst- und Schutzbekleidung – Hilfskostenstellen


Unter diesem Sachkonto werden die Kosten für den Neuerwerb und die Unterhaltung der
gesamten Bekleidung der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt) geführt. Innerhalb der
vorliegenden Kalkulation sind diese Kosten in Vorhalte- und einsatzbedingte Kosten zu unterteilen.
Bei den Vorhaltekosten erfolgt weiter eine Trennung der Kosten für die Einsatzkräfte,
Brandsicherheitswache, der Jugendfeuerwehr und den Alterskameraden. Auf die Einsatzkräfte
entfällt naturgemäß der größte Kostenanteil; hierunter werden die Neuanschaffungskosten für
Schutzbekleidung, Kosten für kleinere Kostenfaktoren (Dienstausweise oder Passfotos) und die
Beschaffung von Dienstbekleidung (hierbei erfolgt die Aufteilung nach dem genannten
Personalschlüssel!) erfasst.
Die Jugendfeuerwehr und die Alterskameraden erhalten ebenfalls ein Budget für die Beschaffung
neuer Dienstbekleidung.


Sonstige besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen – Hilfskostenstellen


Aufwendungen für Informationen und Dokumentationen


Hierbei handelt es sich um reine Vorhaltekosten für die Feuerwehr insgesamt. Darunter fallen
Ausgaben, welche z. B. bei der Erstellung einer Homepage entstehen. Die Kosten werden auf alle
drei der zu betrachtenden Personengruppen verteilt, wobei der größere Anteil den aktiven
Kameraden zugerechnet wird. Der höhere Betrag im Jahr 2015 ergibt sich aus der Tatsache, dass
die FW Köthen in diesem Jahr ihr 150-jähriges Bestehen feierte und dementsprechende
Dokumentationen erstellt wurden.


Aufwendungen für Infokasten – in Kalkulation nicht aufgeführt


In der vorliegenden Kalkulation wird dieser Kostenfaktor vollständig ausgeklammert, da es sich
hierbei um das Ausgabesachkonto zum Einnahme-Sachkonto „Erträge aus Werbeverträgen
Feuerlöschwesen“ handelt. In den letzten 4 Jahren erhielt die Feuerwehr aus Vermietung des
Schaukastens Einnahmen, die einzig und allein zur Finanzierung des 150-jährigen Jubiläums der
Köthener Wehr bestimmt waren. Damit handelt es sich um keinen gebührenrelevanten
Kostenfaktor.


Aufwendung Kreiszuweisungen


Hierbei handelt es sich um zweckgebundene Ausgaben, denen eine deckungsgleiche Einnahme
(Kreiszuweisung Feuerlöschwesen) gegenüber steht. Die Ein- und Ausgaben werden der
Kostenstelle Jugendfeuerwehr zu 100% zugeordnet, da in den letzten Jahren nur diese
entsprechende Zuwendungen (unter anderem für Ausbildung oder Bekleidung) erhalten hat.
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Aufwendungen Freiwillige Feuerwehr Köthen und Aufwendungen Jugendfeuerwehren


Diese Sachkonten halten Mittel für die Freiwillige Feuerwehr Köthen und die gesamten
Jugendfeuerwehren zur Erfüllung von Pflichtaufgaben vor, wie z. B. der jährlichen Großübungen
beider Gruppen, der Wochenausbildung, für den jährlichen „Tag der offenen Tür“ (hier im Sinn des
vorbeugenden Brandschutzes - um Gefahrensituationen anschaulich der Bevölkerung nahe zu
bringen), für das Sommerausbildungslager der JFW etc. Die Aufwendungen der Feuerwehr Köthen
werden dabei nach dem Personenschlüssel FW Köthen auf Einsatzkräfte und Alterskameraden
verteilt.
Den Aufwendungen der Jugendfeuerwehren steht eine Einnahmen von 3.000 € aus den
Feuerschutzsteuermitteln gegenüber, die der Stadt Köthen (Anhalt) frei zur Verfügung stehen (50
% der Gesamteinnahme), Diese wird der Ausgabe gegen gerechnet (siehe Einnahme
„Feuerschutzsteuermittel“). Gleiches trifft für die Ausgaben unter „Zuschuss für den Erhalt und die
Festigung der Kameradschaft der Jugendfeuerwehren“ zu. Beide Ausgaben ergeben zur Hälfte die
Einnahme aus den „frei verfügbaren“ Feuerschutzsteuermitteln. Durch diese „Plus/Minus=Null“
Rechnung fallen sie kalkulatorisch nicht ins Gewicht.


Die in diesem Abschnitt genannten Sachkonten sind in ihrer Gesamtheit den Vorhaltekosten
zuzuordnen.


Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeit - Hilfskostenstellen


Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit


Für die ehrenamtlichen Tätigkeiten der Stadt- und Ortswehrleitung und der Leitung der
Jugendwehren ist gemäß Satzung eine Entschädigung zu zahlen. Diese Entschädigungen werden
als Vorhaltekosten nach dem Personenschlüssel auf die vier zu betrachtenden Personengruppen
Einsatzkräfte, Brandsicherheitswache, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden angerechnet.
Hierbei kann nur eine genaue Trennung zwischen aktiver Wehr / Brandsicherheitswache /
Alterskameraden und Jugendfeuerwehr erfolgen. Den Ortswehrleitern wird ein prozentualer Anteil
ihrer Arbeit für die Brandsicherheitswache und Alterskameraden angerechnet.


Ausbildungskosten und Lohnausfall


Diese Kosten werden in Vorhalte- und einsatzbedingte Kosten unterteilt.
Die gesamten Ausbildungskosten mit den damit verbundenen Verpflichtungen zum
Reisekostenersatz werden unter der Rubrik Vorhaltekosten zusammengefasst und betreffen nur
den Personenkreis der Einsatzkräfte und der Jugendfeuerwehr.
Hinsichtlich der Lohnkosten ist eine getrennte Betrachtung notwendig: Ersatz für Lohn ist bei
Teilnahme eines Kameraden an einem Lehrgang zu zahlen, weshalb es sich um Vorhaltekosten
handelt, die beiden o. g. Personenkreisen zuzurechnen sind. Dem Bereich der einsatzbezogenen
Kosten sind jedoch Lohnersatzleistungen zuzurechnen, die auf Grund eines Einsatzes anfallen.
Diese können demnach nur dem Personenkreis der Einsatzkräfte zugeordnet werden.


Ausbildungskosten und Lohnausfall Heyrothsberge


Wie schon erwähnt, steht den Kameraden der FW Köthen (Anhalt) hinsichtlich ihre Ausbildungen
am IBK Heyrothsberge ein jährlicher Betrag von rund 6.300 € aus Feuerschutzsteuermitteln zur
Verfügung. Diese sind zweckgebunden und jährlich abzurechnen; Minderausgaben sind dem Land
Sachsen-Anhalt zurück zu erstatten.
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Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen / bilanzielle Abschreibungen


Die tatsächlichen investiven Anschaffungskosten (Fahrzeuge, Geräte etc.) als solche können in
einer Kalkulation nicht eingerechnet werden, lediglich die sich nach der Anschaffung ergebenden
Abschreibungen und Zinsen.
Dieser Abschnitt basiert auf den Ergebnissen der investiven Anschaffungen von Wirtschaftsgütern
über 500 € netto der Jahre ab 2011 für den Bereich Feuerlöschwesen. Zusätzlich werden ebenfalls
die entsprechenden Gebäude und Grundstücke bilanzmäßig verzinst bzw. die Gebäude
abgeschrieben.
Die vorliegenden Daten beruhen auf einer Zuarbeit der Kämmerei der Stadt Köthen (Anhalt).


Einsatzbedingte Kosten – Ausgaben


Aufwendungen für Kraftstoff / sonstige Aufwendungen im Rahmen der
Fahrzeugunterhaltung (Ölbindemittel) / sonstige Aufwendungen für sonstige
Dienstleistungen (Deponiekosten) - Hauptkostenstellen
Anschaffungen von Material zur Beseitigung von Naturschäden - Hilfskostenstelle


Diese vier Sachkonten werden zu 100 % den „einsatzbedingten Kosten“ zugeordnet.


Der Kraftstoffverbrauch jedes einzelnen Fahrzeuges ist zu 99 % einem Einsatz zuzuordnen.
Kosten für Kraftstoffverbrauch, der eventuell für Fahrten zu einer Werkstatt entstehen, werden hier
als gering und damit nicht gebührenrelevant eingeschätzt (1 % = 76,00 €; verteilt auf 15
Fahrzeuge). In den meisten Fällen befindet sich die Werkstatt in Köthen (Anhalt), so dass keine
weiten Wegstrecken zurückzulegen sind.


Der Kauf von Ölbindemittel erfolgt jeweils nach Gebrauch; d.h., wird auf Grund eines Einsatzes
Ölbindemittel verwendet, wird dieses im Anschluss wieder nachgerüstet. Eine Zuordnung zu den
einsatzbedingten Kosten ist unabweisbar (hier: dem Mehrzweckfahrzeug KÖT MZ 73). Ebenso
verhält es sich mit den dazugehörigen Entsorgungskosten für das verbrauchte Ölbindemittel.
Gleichzeitig steht dieser Ausgabe eine Einnahme (Kostenersatz für Ölbindemittel und
Deponiekosten – kein separates Sachkonto eingerichtet / hier nur als kalkulatorische Größe
ermittelt) dagegen. Da es sich hier um sogenanntes „Verbrauchsmaterial“ handelt, kann dieses
jeweils nach Verbrauch dem Kostenschuldner in Rechnung gesetzt werden, sofern dieser zum
Kostenersatz heranzuziehen ist.


Das Sachkonto Anschaffungen von Material zur Beseitigung von Naturschäden dient in
Katastrophenfällen als Kostendeckung zur Anschaffung von Sandsäcken und anderen Hilfsmitteln.
Hier erfolgt die Umlegung über die Hilfskostenstellen, da ein genauer Fahrzeugbezug nicht
herzustellen ist.


Kosten für Einsätze


Sollte bei längeren Einsätzen die Verpflegung der Kameraden sicher zu stellen sein, stehen hierfür
Mittel zur Verfügung. Die „zweckgebundenen“ Mittel sind daher den Einsatzkräften unter der
Rubrik einsatzbezogene Kosten zuzuordnen


Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit bei Brandsicherheitswachen


Diese Ausgabe steht in vollem Umfang den Einsatzkräften als Entschädigung für geleistete
Brandsicherheitswachen während verschiedener Veranstaltungen mit erhöhtem Sicherheitsbedarf
zur Verfügung. Dieser Ausgabe steht die Einnahme Entgelte für Dienstleistungen von
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verschiedenen Einzahlern (BSW) entgegen. Diese Kosten werden den Veranstaltern in Rechnung
gesetzt.


Einsatzbedingte Kosten – Einnahmen


Erstattung von Schadensfällen


Bei jedem Einsatz ist es möglich, dass Technik oder Personal der Feuerwehr zu Schaden kommt.
Sollte dies der Fall sein, so werden hier die Einnahmen dem entsprechenden Fahrzeug oder den
Einsatzkräften zugeordnet.


Gebühren für Leistungen der Feuerwehr


Die rechtlich zu erstattenden Kosten eines Verursachers wurden hier unter dem Gesichtspunkt der
„reinen“ Fahrzeug- und Einsatzkräftekosten ermittelt. Diese Aufschlüsselung basiert auf einer
dementsprechenden Auswertung der Kostenbescheide der letzen drei Jahre.


Transferaufwendungen – in Kalkulation nicht aufgeführt


Zuschüsse an die Ortswehren


Diese Ausgaben werden in der Kalkulation vollkommen ausgeklammert. Hieraus decken die
Wehren ihren Bedarf für das „gesellige Vereinsleben“, weshalb diese Ausgaben nicht
gebührenrelevant sind.
Ausnahme bildet, wie unter dem Absatz „Aufwendungen Freiwillige Feuerwehr Köthen und
Aufwendungen Jugendfeuerwehren“ dargelegt, der Zuschuss für die JFW, der sich aus den in der
Kalkulation zu berücksichtigenden Feuerschutzsteuermitteln ergibt.


Gebührenermittlung


Für die Gebührenermittlung werden alle im Vorfeld genannten Positionen addiert und gemäß dem
in der Einleitung erläuterten Schlüssel hinsichtlich der Vorhalte- und einsatzbezogenen Kosten ins
Verhältnis gesetzt. Die sich aus diesen zwei Betrachtungen heraus ergebenden Gebührensatz
werden pro Jahr gemäß ihrer Fahrzeuggruppen-Zugehörigkeit weiter zusammengefasst.


Hierbei spielt der sogenannte Gleichheitsgrundsatz eine wesentliche Rolle. Aus der Kalkulation
wird ersichtlich, dass vor allem unter den Vorhaltekosten große Differenzen zwischen den einzeln
aufgeführten Unterhaltungskosten der Fahrzeuge bestehen. Ermittelt man dann einen
Gebührensatz für jedes einzelne Fahrzeug, kann es passieren, dass zum Beispiel das Arensdorfer
Löschgruppenfahrzeug einen günstigeren Kostensatz hat als das Baasdorfer
Löschgruppenfahrzeug, obwohl beide einer Fahrzeuggruppe zuzuordnen sind. Aus diesem Grund
werden die Gebührensätze aus der Summe der Unterhaltungskosten einer Fahrzeuggruppe
ermittelt.


Es ergeben sich aus der vorliegenden Kalkulation folgende neue Kostensätze:
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Löschfahrzeuge


Löschgruppenfahrzeuge LF 8 / LF 16


Tragkraftspritzenfahrzeuge TSF


Tanklöschfahrzeuge TLF 16/25 / W 50


Hubrettungsfahrzeuge


Drehleiter mit Korb


Rüst- und Gerätefahrzeuge


Mehrzweckfahrzeug MZF


Rüstwagen RW


Sonstige Fahrzeuge


Barkas


Kommandowagen


Multicar


71,00 € / h


127,00 € / h


35,00 € / h


38,00 € / h


75,00 € / h


43,00 € / h


138,00 € / h


46,00 € / h


91,00 € / h


Die Kosten für den Barkas und den Multicar werden nicht an den Gebührenzahler weitergegeben.
Diese Fahrzeuge sind keine Einsatz-Feuerwehrfahrzeuge, nur Transportfahrzeuge für
Kleinmaterialien, die nicht im Zusammenhang mit Einsätzen stehen.


Aus der Berechnung ergeben sich weiter Kostensätze für die Einsatzkräfte, die Einsatzkraft
Brandsicherheitswache, die Jugendfeuerwehr und die Alterskameradschaft. Satzungsmäßiger
Kostenersatz wird letztendlich nur für die Einsatzkräfte und die Einsatzkraft Brandsicherheitswache
gefordert.
Zur Berechnung der Kosten für eine Einsatzkraft Brandsicherheitswache wurde von dem Prinzip
der Kostenteilung in Vorhaltekosten und einsatzbedingte Kosten bedingt abgewichen. Der Betrag,
welcher sich aus dem Bereich Vorhaltekosten (durch die pauschale einprozentige
Kostenermittlung – siehe letzter Abschnitt unter Einführung) zu ermitteln war, wird nicht durch die
Jahresstundenzahl geteilt, sondern unter Vornahme eines Übertrages in den Bereich der
einsatzbezogen Kosten übernommen und durch die tatsächlich geleisteten Einsatzstunden (hier:
ebenfalls ermittelt aus den letzten Jahren 2013-2015) geteilt. Grund hierfür ist zum Einen, dass
eine Brandsicherheitswache nicht vorgehalten wird, sondern ein oder zwei „Einsatzkräfte“ zwecks
Absicherung einer größeren Veranstaltung zur Brandsicherheitswache abgestellt werden. In
diesen Moment werden deren Vorhaltekosten automatisch in Einsatzkosten umgewandelt.
Zum Zweiten entstehen für die Gestellung einer Brandsicherheitswache – abgesehen von der
Aufwandsentschädigung und der daraus resultierenden Entgelt-Einnahme bzw. anteiligen
Personalkosten (Verwaltung) – keine tatsächlich einsatzbezogenen Kosten.


Es ergeben sich folgende neue Kostensätze:







Seite 11 von 11
13.04.2016


Personaleinsatz:


Einsatzkraft bei Einsatz


Einsatzkraft für Brandsicherheitswache


20,00 € / h


12,00 € / h


Der Gebührensatz für „Einsatzleiter“ wird zukünftig nicht mehr erhoben. Bisher lag die zu
erhebende Gebühr für einen Einsatzleiter bei 25,00 €/h; die einer Einsatzkraft bei 20,00 €/h.
Der jetzige Kostensatz für eine Einsatzkraft während eines Einsatzes wird 19,00 € betragen. Die
Ermittlung der Kosten für eine Führungskraft innerhalb eines Einsatzes ist jedoch kalkulatorisch
nicht möglich, da eine personelle Trennung der über 150 Kameraden der Stadtwehr Köthen
(Anhalt) in reine Einsatz- und Führungskraft nicht möglich ist und auch nicht kostenrelevant sein
kann.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 5-Erläuterungen zu BABs.pdf



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016060/3 

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP: 2.6

Amt: Amt 32 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016060/3

Az.: erstellt am: 06.04.2016

Betreff

1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Köthen (Anhalt) über die 
Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die 1. Änderungssatzung zur Satzung der 

Stadt Köthen (Anhalt) über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 

(Entschädigungssatzung) gemäß Anlage 1.

Gesetzliche Grundlagen:

§ 35 Abs. 2 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Mit der Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 

(Feuerwehrkostensatzung) ist auch die erst kürzlich geänderte Satzung der Stadt Köthen 

(Anhalt) über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) noch 

einmal anzufassen und zu ändern.

Bisher erhielten die Kameraden für die Ableistung von Brandsicherheitswachen zuzüglich der 

Silvesterbereitschaft aufgrund der bisherigen Satzung über den Kostenersatz und die 

Erhebung von Gebühren für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 

eine Aufwandsentschädigung für diese. Bei der Überarbeitung der Kostensatzung musste 

festgestellt werden, dass diese Aufwandsentschädigung nicht dorthin, sondern in die 

Entschädigungssatzung gehört. 

Gleichzeitig wurde bei der gedanklichen Überarbeitung an die Einsatzentschädigung der 

Kameraden, wie sie in anderen Kommunen auch üblich ist, gedacht. Die Stadt als 

Verantwortliche für den vorbeugenden und insbesondere auch für den abwehrenden 

Brandschutz bedient sich der Freiwilligen in den Ortswehren. Diese haben unter anderem einen 

Anspruch auf Ersatz von tatsächlich entstandenen Fahrtkosten und anderen Auslagen. Auf der 

Grundlage des § 35 Abs. 2 Satz 5 KVG LSA kann bei einer ehrenamtlichen Tätigkeit eine 

anlassbezogene Pauschale gewährt werden. Eine Rundverfügung des 

Landesverwaltungsamtes bestätigt dieses ausdrücklich für die Einsatzkräfte der Kameraden in 

den Freiwilligen Feuerwehren. Für die einsatzbezogene Entschädigung wird ein Betrag von 

5,00 € pro Einsatz unabhängig von der Einsatzdauer empfohlen.

Eine Umsetzung dieser Regelung, wie es zum Beispiel die Städte Haldensleben (zahlt einen 

Betrag in Höhe von 12,00 € pro Einsatz), Bernburg (zahlt 10,00 € pro Einsatz), der Stadt Thale 

(zahlt 5,00 € pro Einsatz) oder Zerbst (zahlt 7,00 € pro Einsatz) schon vollzogen haben, 

erfolgte bei der Stadt Köthen (Anhalt) bisher nicht. Die Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr 

Köthen (Anhalt) erhalten bisher für ihre ehrenamtliche Einsatztätigkeit keine Entschädigung. 

In Hinblick auf die bei uns als auch im gesamten Land vorhandene personelle Situation in den 

Feuerwehren wird die Zahlung einer einsatzbezogenen Aufwandsentschädigung als sehr 

unterstützend angesehen. Um dem vorhandenen und dem noch zu gewinnenden Personal den 

freiwilligen Dienst in der Feuerwehr ein wenig attraktiver zu gestalten, ist es angedacht, pro 

Einsatz jeden zum jeweiligen Einsatz gekommenen Kameraden (mit ausgerückten und in 

Bereitschaft im Gerätehaus verbliebenen Kameraden) eine Aufwandsentschädigung in Höhe 

von 5,00 € zu zahlen. Dieser Betrag deckt unter anderem die An- und Abfahrt und ist in 

gewisser Weise eine kleine Entschädigung für die Opferung der Freizeit rund um die Uhr im 

gesamten Jahr. § 35 Abs. 2 Satz 4 der KVG LSA verweist explizit darauf, dass diese 

Aufwandsentschädigung nicht den Zwecken der Haushaltskonsolidierung unterliegt.



Einer Hochrechnung der Jahre 2013 – 2015 zufolge ist eine jährliche Summe von aufgerundet 

13.500,00 € bereitzustellen, um die hier zu beschließende Aufwandsentschädigung

finanzieren zu können.

  












Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 Satzungstext Entschädigung.pdf



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016061/3 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP: 2.7

Amt: Amt 20 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016061/3

Az.: erstellt am: 07.04.2016

Betreff

Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
26.05.2016: Sozial- und Kulturausschuss 
31.05.2016: Rechnungsprüfungsausschuss 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
26.05.2016 
31.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
entspr. prot. Änd. 
laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt entsprechend § 29 S. 2 der 
Kommunalhaushaltsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (KomHVO) die Wertgrenze bis 
zu der die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) als 
Vereinfachungsregelung Anwendung finden, auf 50.000,00 € festzulegen.

Gesetzliche Grundlagen:

- § 29 S. 2 KomHVO



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

In den unterschiedlichsten Bereichen der Stadtverwaltung Köthen werden Zuwendungen im 
Rahmen der hierfür verfügbaren Haushaltsmittel an Vereine, Gruppen, Institutionen und 
Einrichtungen des privaten und öffentlichen Rechts im eigenen Wirkungskreis gewährt.

Um das Verfahren für die Gewährung von Zuwendungen, wie oben beschrieben, im 
Interesse aller Zuwendungsempfänger zu vereinheitlichen, gelten in der Stadt Köthen 
(Anhalt) die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen. Sie gelten auch für Zuwendungen, zu 
denen die Stadt rechtlich oder gesetzlich verpflichtet ist, soweit die einschlägigen 
Regelungen bzw. Gesetze nichts anderes bestimmen.

Dabei ist anzumerken, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt (hier zum Zuwendungsbescheid) im Sinne des § 
1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VerwVfG-LSA) in Verbindung 
mit § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz ( VerwVfG) in der jeweils gültigen Fassung 
darstellen.

Im vergangenen Jahr wurde mehrmals der Wunsch geäußert, die Allgemeinen 
Bewilligungsbedingungen zu vereinfachen. Zunächst ist festzustellen, dass bereits unter 5. 
Regelungen für ein vereinfachtes Verfahren enthalten sind. Anwendung findet dieses bis zu 
einer Grenze von 5.000,00 €. Hier kann von der Vorlage von Haushalts- und 
Wirtschaftsplänen und die Jahresrechnung bzw. die Bilanz bei der institutionellen Förderung 
verzichtet werden. Ebenfalls kann von der Vorlage eines Sachberichtes im Rahmen des 
Verwendungsnachweises abgesehen werden. Weiterführende Erleichterungen enthalten 
bereits die Ausführungen zur Antragstellung. Danach sind die Anträge schriftlich zu stellen. 
Die Antragsunterlagen sollten eine ausführliche Begründung enthalten und mit einer zur 
Beurteilung ihrer Notwendigkeit und Angemessenheit erforderlichen Unterlagen versehen 
sein. Weiterführende Unterlagen sind im Rahmen der Antragstellung nicht beizubringen. 

Nachweise wie Finanzierungsplan, Kostenberechnung, Bewilligungsbescheide über 
Zuwendungen Dritter, Bau- und Lagepläne, Vereinsregisterauszüge oder Satzungen können 
angefordert werden. Die Formulierung "können" macht bereits deutlich, dass hier Ermessen 
eingeräumt wurde und somit im Einzelfall entschieden werden kann, ob weiterführende 
Unterlagen beizubringen sind oder darauf verzichtet werden kann. Eine Wertgrenze ist 
hierbei nicht vorgeschrieben. In der Konsequenz kann ein Antrag auf Projektförderung ohne 
Finanzierungsplan und Kostenberechnung gestellt werden. Die Antragstellung setzt jedoch 
immer voraus, dass der Antrag vollständig ausgefüllt wird und sich der Antragsteller zur 
Höhe der Eigenmittel, die Höhe der Zuwendungen Dritter und die beantragte Zuwendung 
äußert. Von dieser Verpflichtung kann und sollte man durch keine Vereinfachung entbunden 
werden. 

Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen bieten somit keinen Raum für weiterführende 
Vereinfachungen. Insgesamt dienen sie auch dazu im Interesse aller, Mißbrauch zu 
verhindern und erhöhte oder doppelte Zuwendungen zu erhalten.

Trotz allem ist eine Entscheidung im Rahmen der Allgemeinen Bewilliungsbedingungen 
herbeizuführen. Entsprechend § 29 S. 1 der Kommunalhaushaltsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (KomHVO) vom 16.12.2015 sind bei der Vergabe von Zuwendungen 
(Zuweisungen und Zuschüsse) die §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (LHO) und die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften entsprechend 
anzuwenden. 



Diese Regelung hätte aktuell die Folge, dass bei der Gewährung von Zuschüssen nicht die 
Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen 
zum Zuwendungsbescheid zur Anwendung kommen, sondern die Vorschriften der LHO. Die 
zur LHO ergangenen Verwaltungsvorschriften sind sehr umfänglich und räumen kaum 
Möglichkeiten zur Vereinfachung des Verfahrens ein. 

Aus diesem Grund wird empfohlen von der Regelung des § 29 Satz 2 KomHVO Gebrauch 
zu machen. Hier heißt es: "Die Vertretung kann eine Wertgrenze festlegen, bis zu der 
vereinfachte Regelungen gelten." Demnach ist eine obere Wertgrenze festzulegen, bis zu 
welcher die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) Anwendung 
finden. Erst nach Überschreiten dieser kommen die Regelungen der LHO zum Tragen. Es 
stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, welcher Wert als Obergrenze zu definieren 
ist.

Im Abschnitt 27.2 - Verwaltungsvorschriften zur LHO - werden unter 13. Fälle von geringer 
finanzieller Bedeutung aufgegriffen. Danach kann bei Zuwendungen von nicht mehr als 
50.000,00 € die zuständige oberste Landesbehörde Erleichterungen zulassen. Unter 10.2 - 
Nachweis der Verwendung - wird bei Zuwendungen bis 50.000,00 € ein vereinfachter 
Verwendungsnachweis als ausreichend betrachtet. 

Da die LHO bzw. die dazu ergangene Verwaltungsvorschrift die vorgenannten 50.000,00 € 
jeweils als Grenze für Vereinfachungen angenommen hat, scheint es unbedenklich und 
sinnvoll diesen Betrag aufzugreifen und als Wertgrenze für die Anwendung der städtischen 
Bewilligungsbedingungen zugrunde zu legen. Künftig ist somit bei einem Antrag auf 
Gewährung von Zuwendungen und dem sich anschließenden Verfahren darauf zu achten, 
wie hoch die beantragten Mittel sind.
Werden 50.000,00 € nicht überschritten, sind die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für 
Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen zum 
Zuwendungsbescheid in Anwendung zu bringen. Wird der vorgenannten Betrag 
überschritten, findet entsprechend § 29 Satz 1 KomHVO Anwendung, mit der Folge, dass 
bei der Vergabe der Zuwendungen die §§ 23 und  44 der LHO mit den dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften anzuwenden sind.



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016040/2 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP:

Amt: Ratsbüro öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016040/2

Az.: erstellt am: 19.02.2016

Betreff

Verteilung der Einwohner-Pauschale 2017 Baasdorf

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2

17.03.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf

17.03.2016 
28.04.2016

kein Beschluss 
laut BV

Beschlussentwurf

Der Ortschaftsrat beschließt die Verteilung der Einwohner-Pauschale für das Jahr 2017.

Gesetzliche Grundlagen:

§ 4 Absatz 2 Hauptsatzung

Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Gem § 4 Absatz 2 Hauptsatzung werden dem Ortschaftsrat Baasdorf 15,00 Euro je Einwohner für 
freiwillige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur Verfügung gestellt.
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für 
folgende Maßnahmen verwandt werden:
1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung, ins-besondere 
für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfeste und gemeindli-che Veranstaltungen,

4. für repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit.

Laut Einwohnermeldeamt betrug die Einwohnerzahl der Ortschaft Baasdorf zum Sitchtag 31.12.2015 



407 Einwohner. Der Ortschaftsrat beschließt die Verteilung von 6.105,00 € 

Anlagen:

Anlage 1 - Übersicht über die Verteilung der Mittel 2016






Anlage 1  


Übersicht über die Verteilung der Mittel 2016 der Ortschaft Baasdorf 


 


 


  


 


  





Anlage zur Sitzungsvorlage
Übersicht Verteilung 2016 Baasdorf.pdf



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Niederschrift 
über die 12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
öffentlicher Teil

Köthen (Anhalt), 27.05.2016

Die Sitzung fand statt:

Datum :
Beginn : 
Ende :

28.04.2016
18:00
18:30

Ort :
Straße :
Raum :

06388 B a a s d o r f
.
Gemeindeverwaltung, Raum 1

Anwesende Mitglieder
lt. Teilnehmerliste :

4 (siehe Anhang) 

Von der Verwaltung
waren anwesend :

Ina Rauer
Steffi Paschkowski

Außerdem waren
anwesend (Gäste) :

keine

Tagungsleitung : Heiko Welz

Schriftführer : Steffi Paschkowski

Ortsbürgermeister Dezernentin Protokollführerin

Heiko Welz Ina Rauer Steffi Paschkowski



Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr. 

1 Eröffnung 

1.1 E i n w o h n e r f r a g e s t u n d e -  
1.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
2.4 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.5 Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 2016059/3  
 Köthen (Anhalt) (Feuerwehrkostensatzung)   
2.6 1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Köthen (Anhalt) über die 2016060/3  
 Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung)   
2.7 Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) 2016061/3  
2.8 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
3.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
3.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
3.4 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
3.5 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) - 



Protokolltext

1. 
Herr Welz begrüßt die anwesenden Ortschaftsratsmitglieder sowie die Vertreter der 
Verwaltung und eröffnet die Sitzung. 

1.1
Herr Welz stellt das Bauvorhaben der Firma Wimex in der Ortschaft vor.

Herr Beilfuß fragt, ob die geplanten Auffangbecken der Firma als Löschwasserteiche 
genutzt werden können.

Herr Welz erklärt, dass in den Becken das Waschwasser der Mohrrüben aufgefangen wird 
und dieses Wasser Schlamm enthält, welcher die Pumpen der Feuerwehr beschädigen 
könnten.
 
1.2 
Herr Welz stellt die Beschlussfähigkeit bei 4 anwesenden Ortschaftsratsmitgliedern sowie 
die Ordnungsmäßigkeit der Ladung fest.

2.1 
Die Niederschrift der letzten Sitzung öffentlicher Teil wird bei einer Enthaltung bestätigt.

2.2
Frau Rauer berichtet über Arbeiten an der Straße in Richtung der Ortschaft Pilsenhöhe. 
Weiter informiert Sie nochmals über die digitale Geschwindigkeitsanzeige in der Ortschaft.

Herr Beilfuß fragt nach einer Auswertung der Polizei bezüglich der 
Geschwindigkeitskontrollen in der Ortschaft.

2.4
Frau Paschkowski bittet den Tagesordnungspunkt „Vergabe der Einwohner-Pauschale 
2017 Baasdorf“ auf die Tagesordnung unter den Tagesordnungspunkt 2.8 aufzunehmen.

Die so geänderte Tagesordnung wird einstimmig bestätigt.

2.8
Herr Beilfuß bittet um Information im nächsten Ortschaftsrat, welche Firma die 
Grünflächenpflege derzeit in der Ortschaft übernommen hat. 

Herr Krietzsch erklärt, dass die Saugstelle am Löschwasserteich nicht funktioniert und 
weist auf die wachsende Insel im Löschwasserteich hin.

Ende der Sitzung



Tagesordnung 
der 

12. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf 
am 28.04.2016

TOP Betreff BV-Nr.

 

1
1.1  
1.2  
 

 

Eröffnung
E i n w o h n e r f r a g e s t u n d e 
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der  
Ladung 

 

 
-  
-  
 

2
2.1  
2.2  
2.3  
2.4  
2.5  
  
2.6  
  
2.7  
2.8 

Behandlung der öffentlichen TOPs
Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) 
Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) 
Informationen des Ortsbürgermeisters 
Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)  
Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Köthen (Anhalt) (Feuerwehrkostensatzung) 
1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Köthen (Anhalt) über die 
Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung)  
Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) 
Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil)

 
-  
-  
-  
-  
2016059/3  
  
2016060/3  
  
2016061/3  
- 

3
3.1  
3.2  
3.3  
3.4  
3.5 

Behandlung der nichtöffentlichen TOPs
Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) 
Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) 
Informationen des Ortsbürgermeisters 
Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)  
Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil)

 
-  
-  
-  
-  
- 



2.7

Allgemeine Bewilligungsbedingungen der

Stadt Köthen (Anhalt)



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016061/3 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP: 2.7

Amt: Amt 20 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016061/3

Az.: erstellt am: 07.04.2016

Betreff

Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
26.05.2016: Sozial- und Kulturausschuss 
31.05.2016: Rechnungsprüfungsausschuss 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
26.05.2016 
31.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
entspr. prot. Änd. 
laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt entsprechend § 29 S. 2 der 
Kommunalhaushaltsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (KomHVO) die Wertgrenze bis 
zu der die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) als 
Vereinfachungsregelung Anwendung finden, auf 50.000,00 € festzulegen.

Gesetzliche Grundlagen:

- § 29 S. 2 KomHVO



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

In den unterschiedlichsten Bereichen der Stadtverwaltung Köthen werden Zuwendungen im 
Rahmen der hierfür verfügbaren Haushaltsmittel an Vereine, Gruppen, Institutionen und 
Einrichtungen des privaten und öffentlichen Rechts im eigenen Wirkungskreis gewährt.

Um das Verfahren für die Gewährung von Zuwendungen, wie oben beschrieben, im 
Interesse aller Zuwendungsempfänger zu vereinheitlichen, gelten in der Stadt Köthen 
(Anhalt) die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen. Sie gelten auch für Zuwendungen, zu 
denen die Stadt rechtlich oder gesetzlich verpflichtet ist, soweit die einschlägigen 
Regelungen bzw. Gesetze nichts anderes bestimmen.

Dabei ist anzumerken, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt (hier zum Zuwendungsbescheid) im Sinne des § 
1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VerwVfG-LSA) in Verbindung 
mit § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz ( VerwVfG) in der jeweils gültigen Fassung 
darstellen.

Im vergangenen Jahr wurde mehrmals der Wunsch geäußert, die Allgemeinen 
Bewilligungsbedingungen zu vereinfachen. Zunächst ist festzustellen, dass bereits unter 5. 
Regelungen für ein vereinfachtes Verfahren enthalten sind. Anwendung findet dieses bis zu 
einer Grenze von 5.000,00 €. Hier kann von der Vorlage von Haushalts- und 
Wirtschaftsplänen und die Jahresrechnung bzw. die Bilanz bei der institutionellen Förderung 
verzichtet werden. Ebenfalls kann von der Vorlage eines Sachberichtes im Rahmen des 
Verwendungsnachweises abgesehen werden. Weiterführende Erleichterungen enthalten 
bereits die Ausführungen zur Antragstellung. Danach sind die Anträge schriftlich zu stellen. 
Die Antragsunterlagen sollten eine ausführliche Begründung enthalten und mit einer zur 
Beurteilung ihrer Notwendigkeit und Angemessenheit erforderlichen Unterlagen versehen 
sein. Weiterführende Unterlagen sind im Rahmen der Antragstellung nicht beizubringen. 

Nachweise wie Finanzierungsplan, Kostenberechnung, Bewilligungsbescheide über 
Zuwendungen Dritter, Bau- und Lagepläne, Vereinsregisterauszüge oder Satzungen können 
angefordert werden. Die Formulierung "können" macht bereits deutlich, dass hier Ermessen 
eingeräumt wurde und somit im Einzelfall entschieden werden kann, ob weiterführende 
Unterlagen beizubringen sind oder darauf verzichtet werden kann. Eine Wertgrenze ist 
hierbei nicht vorgeschrieben. In der Konsequenz kann ein Antrag auf Projektförderung ohne 
Finanzierungsplan und Kostenberechnung gestellt werden. Die Antragstellung setzt jedoch 
immer voraus, dass der Antrag vollständig ausgefüllt wird und sich der Antragsteller zur 
Höhe der Eigenmittel, die Höhe der Zuwendungen Dritter und die beantragte Zuwendung 
äußert. Von dieser Verpflichtung kann und sollte man durch keine Vereinfachung entbunden 
werden. 

Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen bieten somit keinen Raum für weiterführende 
Vereinfachungen. Insgesamt dienen sie auch dazu im Interesse aller, Mißbrauch zu 
verhindern und erhöhte oder doppelte Zuwendungen zu erhalten.

Trotz allem ist eine Entscheidung im Rahmen der Allgemeinen Bewilliungsbedingungen 
herbeizuführen. Entsprechend § 29 S. 1 der Kommunalhaushaltsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (KomHVO) vom 16.12.2015 sind bei der Vergabe von Zuwendungen 
(Zuweisungen und Zuschüsse) die §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (LHO) und die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften entsprechend 
anzuwenden. 



Diese Regelung hätte aktuell die Folge, dass bei der Gewährung von Zuschüssen nicht die 
Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen 
zum Zuwendungsbescheid zur Anwendung kommen, sondern die Vorschriften der LHO. Die 
zur LHO ergangenen Verwaltungsvorschriften sind sehr umfänglich und räumen kaum 
Möglichkeiten zur Vereinfachung des Verfahrens ein. 

Aus diesem Grund wird empfohlen von der Regelung des § 29 Satz 2 KomHVO Gebrauch 
zu machen. Hier heißt es: "Die Vertretung kann eine Wertgrenze festlegen, bis zu der 
vereinfachte Regelungen gelten." Demnach ist eine obere Wertgrenze festzulegen, bis zu 
welcher die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) Anwendung 
finden. Erst nach Überschreiten dieser kommen die Regelungen der LHO zum Tragen. Es 
stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, welcher Wert als Obergrenze zu definieren 
ist.

Im Abschnitt 27.2 - Verwaltungsvorschriften zur LHO - werden unter 13. Fälle von geringer 
finanzieller Bedeutung aufgegriffen. Danach kann bei Zuwendungen von nicht mehr als 
50.000,00 € die zuständige oberste Landesbehörde Erleichterungen zulassen. Unter 10.2 - 
Nachweis der Verwendung - wird bei Zuwendungen bis 50.000,00 € ein vereinfachter 
Verwendungsnachweis als ausreichend betrachtet. 

Da die LHO bzw. die dazu ergangene Verwaltungsvorschrift die vorgenannten 50.000,00 € 
jeweils als Grenze für Vereinfachungen angenommen hat, scheint es unbedenklich und 
sinnvoll diesen Betrag aufzugreifen und als Wertgrenze für die Anwendung der städtischen 
Bewilligungsbedingungen zugrunde zu legen. Künftig ist somit bei einem Antrag auf 
Gewährung von Zuwendungen und dem sich anschließenden Verfahren darauf zu achten, 
wie hoch die beantragten Mittel sind.
Werden 50.000,00 € nicht überschritten, sind die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für 
Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen zum 
Zuwendungsbescheid in Anwendung zu bringen. Wird der vorgenannten Betrag 
überschritten, findet entsprechend § 29 Satz 1 KomHVO Anwendung, mit der Folge, dass 
bei der Vergabe der Zuwendungen die §§ 23 und  44 der LHO mit den dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften anzuwenden sind.



2.5

Neufassung der Kostensatzung der

Freiwilligen Feuerwehr der Stadt

Köthen (Anhalt)

(Feuerwehrkostensatzung)



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016059/3 

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP: 2.5

Amt: Amt 32 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016059/3

Az.: erstellt am: 01.04.2016

Betreff

Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Köthen (Anhalt) (Feuerwehrkostensatzung)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
abgelehnt 
laut BV 
kein Beschluss

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:
KVG, KAG, Satzung über den Kostenersatz und die Erhebung von Gebühren für Leistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Die derzeitige  Satzung über den Kostenersatz und die Erhebung von Gebühren für 
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) aus dem Jahr 2003 bedarf 
einer Überarbeitung hinsichtlich des gesamten Satzungstextes und der Kostenermittlung.
Der jetzige Satzungstextentwurf wurde überarbeitet und den derzeitigen Gesetzlichkeiten 
angepasst. Große Veränderungen wurden nicht vorgenommen.  
Für die zukünftig zu erhebenden Kosten wurde eine Kalkulation erstellt. Hierfür werden die 
entsprechenden Betriebsabrechnungsbögen der Jahre 2015 – 2018 in gekürzter Version mit 
Erläuterungen beigelegt. Eine ausführliche Fassung der Betriebsabrechnungsbögen ist auf 
Grund der Größe nur im Ordnungsamt einzusehen. In Anlage 5 erhalten Sie hierfür eine 
ausführliche Erläuterung der Kostenermittlung.












































Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1-alte Gebühr.satzung.pdf
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Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt)
(Feuerwehrkostensatzung)


Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes


Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in Verbindung mit den §§ 2


Abs. 3, 22 des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (BrSchG)


in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.06.2001 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt geändert


durch Gesetz vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) sowie den §§ 2, 5 und 13a des


Kommunalabgabengesetzes (KAG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom


13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.10.2015 (GVBl. LSA


S. 560), hat der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 16.06.2016 die


folgende Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) beschlossen:


§ 1
Allgemeines


(1) Diese Satzung gilt für die Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt)


einschließlich aller ihrer Ortswehren (Feuerwehr).


(2) 1Der Einsatz der Feuerwehr ist bei Bränden, bei Notständen und bei Hilfeleistungen


zur Rettung von Menschen oder Tieren aus Lebensgefahr unentgeltlich. 2Ansprüche auf


Ersatz der Aufwendungen und Kosten nach allgemeinen Vorschriften bei vorsätzlicher oder


grob fahrlässiger Verursachung von Gefahr oder Schaden und gegen Verursacher in Fällen


der Gefährdungshaftung bleiben unberührt. (§ 22 Abs. 1 BrSchG)


§ 2
Kostenersatzpflichtige Pflichtaufgaben


1Für andere als die in § 1 Abs. 2 genannten Leistungen, die keine freiwilligen Leistungen im


Sinne des § 3 sind, wird Kostenersatz nach dieser Satzung und des Kostentarifs in Anlage 1
zu dieser Satzung erhoben. 2Kostenersatzpflichtig sind insbesondere


1. Hilfe- und Sachleistungen bei Unglücksfällen zur Rettung von Menschen oder Tieren


sowie zur Abwehr von Gefahren für Sachen, soweit Menschen und Tiere nicht oder


nicht mehr in Lebensgefahr sind,
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2. Nachbarschaftshilfen, die in einer Entfernung von mehr als 15 Kilometern Entfernung


(Luftlinie) von der Stadtgrenze geleistet wurde (§ 2 Abs. 3 Satz 2 BrSchG),


3. die Gestellung von Brandsicherheitswachen gemäß § 20 BrSchG,


4. das Ausrücken der Feuerwehr bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger grundloser


Auslösung eines Feuerwehreinsatzes,


5. das Ausrücken der Feuerwehr bei Fehlalarmierung durch Brandmeldeanlagen.


§ 3
Kostenersatzpflichtige freiwillige Leistungen


(1) 1Für Sach- und Dienstleistungen der Feuerwehr, zu denen die Stadt Köthen (Anhalt)


nach den Vorschriften des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-


Anhalt nicht verpflichtet ist (freiwillige Leistungen), wird Kostenersatz nach dieser Satzung


und des Kostentarifs in Anlage 1 zu dieser Satzung erhoben. 2Kostenersatzpflichtige


freiwillige Leistungen sind insbesondere


1. das Auspumpen von Gebäuden oder Gebäudeteilen,


2. das Suchen oder Einfangen von Tieren oder das Entfernen von Insektennestern,


3. die Beseitigung von umweltgefährdenden oder gefährlichen Stoffen,


4. die Mitwirkung bei Räum- oder Aufräumarbeiten,


5. die Bergung oder Absicherung von Sachen,


6. das Öffnen von Türen oder Toren (z. B. bei Grundstücken, Gebäuden, Wohnungen,


Aufzügen, Fahrzeugen),


7. die Beseitigung von Gefahren an oder auf Gebäuden (z. B. Eiszapfen),


8. sonstige vergleichbare freiwillige Leistungen.


(2) 1Freiwillige Leistungen werden nur auf ausdrückliche Anforderung und nur dann


erbracht, wenn dies ohne Vernachlässigung der nach dem Brandschutz- und


Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zu erfüllenden Pflichtaufgaben möglich ist.
2Die Erbringung freiwilliger Leistungen kann von der vorherigen schriftlichen Antragstellung


abhängig gemacht werden. 3Ein Rechtsanspruch auf Tätigwerden der Feuerwehr besteht


nicht. 4Die Erbringung freiwilliger Leistungen kann abgelehnt werden. 5Einer Begründung


bedarf es hierfür nicht.
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§ 4
Kostenersatzschuldner


(1) Kostenerstattungspflichtig ist


1. derjenige, dessen Verhalten die Leistungen erforderlich gemacht hat; § 7 des


Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt


über die Verantwortlichkeit von Personen gilt entsprechend (§ 22 Abs. 4 Nr. 1


BrSchG);


2. der Eigentümer der Sache oder derjenige, der die tatsächliche Gewalt über die Sache


ausübt, deren Zustand die Leistungen erforderlich gemacht hat; § 8 des Gesetzes


über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt über


Verantwortlichkeit von Tieren und Sachen gilt entsprechend (§ 22 Abs. 4 Nr. 2


BrSchG);


3. derjenige, in dessen Auftrag oder in dessen Interesse die Leistungen erbracht werden


(§ 22 Abs. 4 Nr. 3 BrSchG);


4. derjenige, der vorsätzlich oder grob fahrlässig grundlos den Einsatz einer Feuerwehr


auslöst (§ 22 Abs. 4 Nr. 4 BrSchG);


5. der Betreiber der Brandmeldeanlage, durch die eine Fehlalarmierung ausgelöst


wurde;


6. im Falle der Nachbarschaftshilfe die ersuchende Gemeinde oder der anfordernde


Landkreis (§ 2 Abs. 3 BrSchG).


(2) Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.


§ 5
Berechnungsgrundlagen


(1) 1Der Kostenersatz setzt sich aus den Personalkosten, den Fahrzeugkosten und den


Kosten für verbrauchte Materialien einschließlich deren Entsorgung zusammen. 2Sie werden


nach Maßgabe des Kostentarifes gemäß Anlage 1 erhoben. 3Anlage 1 ist Bestandteil dieser


Satzung.


(2) 1Grundlage für die Berechnung der Personal- und Fahrzeugkosten ist die Einsatzzeit.
2Die erste Einsatzstunde wird von ihrem Beginn an als volle Einsatzstunde berechnet. 3Jede


weitere Einsatzstunde wird nach Ablauf von 30 Minuten als volle Einsatzstunde berechnet.
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4Mit Ausnahme der ersten Einsatzstunde ist eine angefangene Einsatzstunde vor Ablauf von


30 Minuten als halbe Stunde abzurechnen.


(3) Für freiwillige Leistungen gemäß § 3 in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr und an


Sonn- und Feiertagen wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 50 Prozent berechnet.


(4) 1Die Einsatzzeit des Personals beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung. 2Die


Einsatzzeit für Fahrzeuge beginnt mit dem Ausrücken. 3Die Einsatzzeit endet mit der


Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft der Kräfte und Mittel der Feuerwehr.


(5) 1Die Einsatzzeit der Brandsicherheitswache beginnt mit dem Eintreffen des Personals


am Ort der Veranstaltung oder Maßnahme. 2Sie endet mit dem endgültigen Verlassen des


Ortes.


(6) 1Verbrauchsmaterial (z. B. Schaummittel, Säuren- und Ölbindemittel, Filtereinsätze,


Trockenlöschpulver) wird nach der verbrauchten Menge berechnet. 2Es werden die


jeweiligen Wiederbeschaffungskosten zuzüglich eines Verwaltungskostenzuschlags in Höhe


von 10 Prozent des Wiederbeschaffungspreises sowie die Kosten der Entsorgung dieser


Materialien nebst den damit aufgenommenen Stoffen berechnet.


(7) Entsteht dem Träger der Feuerwehr bei Erbringung von Leistungen ein Schaden


(z. B. Schäden an Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenständen), so gelten für


Schadenersatzansprüche die allgemeinen Regeln.


(8) 1Kommen benachbarte Feuerwehren auf dem Territorium der Stadt Köthen (Anhalt)


zum Einsatz, so werden deren Kosten entsprechend der jeweiligen Satzung als


Auslagenersatz durch die Stadt Köthen (Anhalt) geltend gemacht.


§ 6
Entstehung des Kostenersatzes


(1) 1Der Kostenersatz entsteht mit Beginn der kostenersatzpflichtigen Leistung. 2Das gilt


auch, wenn der Zahlungspflichtige danach auf die Leistung verzichtet oder wenn die


Leistung aufgrund von Umständen, die nicht von den Feuerwehrkräften zu vertreten sind,


unmöglich wird bzw. keinen Erfolg hatte.
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(2) 1Vor Beginn von kostenpflichtigen freiwilligen Leistungen gemäß § 3 kann ein


Vorschuss auf die zu erwartende Kostenersatzschuld gefordert werden. 2Die Höhe bemisst


sich nach der im Einzelfall beantragten Leistung, hilfsweise nach den Gebühren in


vergleichbaren Fällen.


§ 7
Festsetzung und Fälligkeit


1Der Kostenersatz wird durch Bescheid festgesetzt. 2Er wird zwei Wochen nach


Bekanntgabe fällig, wenn nicht im Bescheid ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.


§ 8
Billigkeitsmaßnahmen


1Ansprüche aus dem Schuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, wenn


die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und


der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. 2Ist deren Einziehung nach Lage


des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.


§ 9
Sprachliche Gleichstellung


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und


männlicher Form.


§ 10
Inkrafttreten


Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.







Feuerwehrkostensatzung


Seite 6 von 6


Anlage 1 zu den §§ 2, 3 Abs. 1 und 5 Abs. 1 Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der


Stadt Köthen (Anhalt)


Tarifstelle Kostentatbestand Kostensatz


1. Personal:


je Einsatzkraft und Stunde 20,00 Euro


2. Einsatz von Fahrzeugen:


je Fahrzeug und Stunde


2.1. Löschfahrzeuge


2.1.1. Löschgruppenfahrzeuge LF 71,00 Euro


2.1.2. Tragkraftspritzenfahrzeuge TSF 127,00 Euro


2.1.3. Tanklöschfahrzeuge TLF 35,00 Euro


2.2. Hubrettungsfahrzeuge


2.2.1. Drehleiter mit Korb 38,00 Euro


2.3. Rüst- und Gerätefahrzeuge


2.3.1. Rüstwagen RW 43,00 Euro


2.3.2. Mehrzweckfahrzeug MZF 75,00 Euro


2.4. Sonstige Fahrzeuge


2.4.1. Kommandowagen 46,00 Euro


3. Gestellung von Brandsicherheitswachen


je Einsatzkraft und Stunde 12,00 Euro





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2-neue Kostensatzung.pdf
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


   


Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 


Köthen (Anhalt) 


(Feuerwehrkostensatzung) 


Die Überschrift wurde verkürzt, da der Begriff „Kosten“ 


Gebühren und Auslagen umfasst (siehe z. B. § 1 I 1 


Verwaltungskostengesetz). 


Satzung über den Kostenersatz und die Erhebung 


von Gebühren für Leistungen der Freiwilligen Feu-


erwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 


   


Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommu-


nalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 


(KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in Ver-


bindung mit den §§ 2 Abs. 3, 22 des Brandschutz- und 


Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 


(BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 


07.06.2001 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) sowie den 


§§ 2, 5 und 13a des Kommunalabgabengesetzes (KAG 


LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 


13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 27.10.2015 (GVBl. LSA S. 560), hat der 


Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 


16.06.2016 die folgende Kostensatzung der Freiwilligen 


Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) beschlossen: 


Die Einleitung wurde an die aktuell gültigen Fassungen 


 des Kommunalverfassungsgesetzes, 


 des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetze und 


 des Kommunalabgabengesetzes angepasst. 


Diese landesgesetzlichen Vorschriften bilden den Rah-


men für den Erlass der Feuerwehrkostensatzung. Die 


Stadt Köthen (Anhalt) handelt insoweit im eigenen Wir-


kungskreis (§ 2 I BrSchG). 


Aufgrund der §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung für das 


Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBI. LSA, S. 


568) in Verbindung mit § 22 Abs. 3 des Brandschutz- 


und Hilfeleistungsgesetzes des Lands Sachsen-Anhalt 


(Brandschutzgesetz) vom 10.06.2001 (GVBI.LSA S. 191) 


sowie den §§ 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengeset-


zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 


13.12.1996 (GVBI. LSA, S. 406) in der jeweils gültigen 


Fassung hat der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) in 


seiner Sitzung am 23.10.2003 folgende Satzung be-


schlossen: 


   


   


§ 1 


Allgemeines 


 § 1 


Kostenpflichtige Leistungen 


   


(1) Diese Satzung gilt für die Leistungen der Freiwil-


ligen Feuerwehr Köthen (Anhalt) einschließlich aller ihrer 


Ortswehren (Feuerwehr). 


Diese neu eingefügte Regelung bestimmt den Geltungs-


bereich der Satzung dahingehend, dass diese gleicher-


maßen für die Leistungen aller Ortswehren der FFw 


Köthen (Anhalt) gilt. 


 


   


(2) 1Der Einsatz der Feuerwehr ist bei Bränden, bei 


Notständen und bei Hilfeleistungen zur Rettung von 


Die Regelung entsprechend dem Wortlaut des § 22 I 


BrSchG redaktionell überarbeitet. Da die Norm dem Ge-


(1) Die Leistungen der Feuerwehr sind unentgeltlich, 


soweit diese bei Bränden, Notständen und Hilfeleistun-
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


Menschen oder Tieren aus Lebensgefahr unentgeltlich. 
2Ansprüche auf Ersatz der Aufwendungen und Kosten 


nach allgemeinen Vorschriften bei vorsätzlicher oder 


grob fahrlässiger Verursachung von Gefahr oder Scha-


den und gegen Verursacher in Fällen der Gefährdungs-


haftung bleiben unberührt. (§ 22 Abs. 1 BrSchG) 


setz entnommen ist, wird auf die Fundstelle verwiesen. gen zur Rettung von Menschen oder Tieren aus Lebens-


gefahr erbracht werden. Ansprüche auf Ersatz der Auf-


wendungen nach allgemeinen Vorschriften bei vorsätzli-


cher oder grob fahrlässiger Verursachung von Gefahren 


oder Schäden oder in Fällen der Gefährdungshaftung 


bleiben unberührt. 


   


   


§ 2 


Kostenersatzpflichtige Pflichtaufgaben 


Die Leistungen der Feuerwehr können in verschiedener 


Hinsicht differenziert werden. Hinsichtlich der Art der 


Leistung kann es sich um vorbeugenden Brandschutz, 


abwehrenden Brandschutz oder um Hilfeleistung han-


deln. Weiter kann nach pflichtigen und freiwilligen 


Leistungen unterschieden werden. Brandschutz und 


Hilfeleistung bei Unglücksfällen und Notständen sind 


Pflichtleistungen (§ 1 I BrSchG). Ein Unglücksfall ist ein 


Ereignis, das mit einer gewissen Plötzlichkeit eintrifft und 


eine erhebliche Gefahr für Menschen oder Sachen be-


wirkt oder zu bewirken droht. Unter einem Notstand ist 


ein Schadensereignis zu verstehen, das die Grenzen der 


bloßen Hilfeleistung oder eines normalen Schadenfalls 


übersteigt und bis hin zu Katastrophenfällen reicht. Von 


einem Notstand kann deshalb nur gesprochen werden, 


wenn wegen der Art und des Ausmaßes des Schadens 


oder der drohenden Gefahr nicht nur Einzelne, sondern 


die Allgemeinheit oder zumindest eine Vielzahl von Per-


sonen oder erhebliche Sachwerte betroffen werden. Im 


Übrigen handelt es sich um freiwillige Leistungen. 


Schließlich ist zu unterscheiden zwischen unentgeltli-


chen und kostenersatzpflichtigen Leistungen. Unent-


geltlich sind Einsätze der Feuerwehr bei (§ 22 I BrSchG) 


 


  
1Für andere als die in § 1 Abs. 2 genannten Leistungen, 


die keine freiwilligen Leistungen im Sinne des § 3 sind, 


wird Kostenersatz nach dieser Satzung und des Kosten-


tarifs in Anlage 1 zu dieser Satzung erhoben. 
2Kostenersatzpflichtig sind insbesondere 


§ 1 Abs. 2: (2) Für andere als in Abs. 1 genannten Leis-


tungen im Rahmen der pflichtigen Leistungen nach dem 


Brandschutzgesetz verlangt die Stadt Köthen (Anhalt) 


nach Maßgabe dieser Satzung und des Verzeichnisses 


der Kostenersatzpauschalbeträge, das Bestandteil der 


Satzung ist, Kostenersatz für den Einsatz der Freiwilligen 


Feuerwehr und der auf Anforderung hilfeleistenden Feu-


erwehren anderer Gemeinden. 


1. Hilfe- und Sachleistungen bei Unglücksfällen zur 


Rettung von Menschen oder Tieren sowie zur Ab-


wehr von Gefahren für Sachen, soweit Menschen 


und Tiere nicht oder nicht mehr in Lebensgefahr 


sind, 


§ 1 Abs. 3: Die Feuerwehr erbringt u.a. folgende kos-


tenersatzpflichtige Aufgaben: 


2. Nachbarschaftshilfen, die in einer Entfernung von 


mehr als 15 Kilometern Entfernung (Luftlinie) von 


der Stadtgrenze geleistet wurde (§ 2 Abs. 3 Satz 2 


BrSchG), 


a) Hilfeleistungen zur Rettung von Mensch und 


Tier, soweit keine Lebensgefahr besteht, 


3. die Gestellung von Brandsicherheitswachen gemäß 


§ 20 BrSchG, 


b) Hilfeleistungen zur Abwehr von Gefahren für Sa-


chen bei Unglücksfällen, 


4. das Ausrücken der Feuerwehr bei vorsätzlicher oder 


grob fahrlässiger grundloser Auslösung eines Feu-


c) Nachbarschaftshilfe gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 


Brandschutzgesetz, 
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erwehreinsatzes,  Bränden, 


 Notständen und 


 Hilfeleistung zur Rettung von Menschen oder 


Tieren aus Lebensgefahr. 


Allerdings kann auch in diesen Fällen eine Kostener-


satzpflicht bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beste-


hen. Für alle anderen Leistungen kann die Gemeinde 


Kostenersatz verlangen (§ 22 III BrSchG). 


 


In der neuen Fassung wird zwischen kostenpflichtigen 


Pflichtleistungen (§ 2 n. F.) und kostenpflichtigen freiwil-


ligen Leistungen (§ 3 n. F.) unterschieden. Beide Rege-


lungen enthalten – wie bisher auch – jeweils einen Leis-


tungskatalog. Die Leistungskataloge wurden unter Ein-


beziehung der Satzungen anderer Städte überprüft und 


überarbeitet. 


 


Darüber hinaus wird in § 3 II n. F. geregelt, unter wel-


chen Bedingungen freiwillige Leistungen erbracht und 


insbesondere das diese Leistungen auch abgelehnt wer-


den können. Die Feuerwehr soll nicht durch freiwillige 


Leistungen über Gebühr in Anspruch genommen wer-


den. Pflichtaufgaben haben stets Vorrang. Insbesondere 


soll vermieden werden, dass die Feuerwehr als billigere 


Alternative zu gewerblichen Angeboten missbraucht wird 


(z. B. Schlüsseldienste). 


 


5. das Ausrücken der Feuerwehr bei Fehlalarmierung 


durch Brandmeldeanlagen. 


d) Leistungen aufgrund vorsätzlicher oder grob 


fahrlässiger grundloser Alarmierung (Fehlalarm) 


auch aufgrund einer Fehlalarmierung durch eine 


Brandmeldeanlage. 


  


 § 10 Abs. 1: Für die Gestellung von Brandsicherheits-


wachen und Hilfeleistungen der Feuerwehr, die keine 


pflichtigen Leistungen nach dem Brandschutzgesetz 


darstellen, werden Gebühren erhoben. 


§ 3 


Kostenersatzpflichtige freiwillige Leistungen 


 


 § 10 Abs. 2: Auf Antrag erbringt die Freiwillige Feuer-


wehr insbesondere folgende gebührenpflichtige Leistun-


gen: 


(1) 1Für Sach- und Dienstleistungen der Feuerwehr, 


zu denen die Stadt Köthen (Anhalt) nach den Vorschrif-


ten des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Lan-


des Sachsen-Anhalt nicht verpflichtet ist (freiwillige Leis-


tungen), wird Kostenersatz nach dieser Satzung und des 


Kostentarifs in Anlage 1 zu dieser Satzung erhoben. 
2Kostenersatzpflichtige freiwillige Leistungen sind insbe-


sondere 


a) Beseitigung von umweltgefährdeten oder gefähr-


lichen Stoffen, soweit keine Brandgefahr be-


steht, 


1. das Auspumpen von Gebäuden oder Gebäudetei-


len, 


b) Auspumpen von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 


2. das Suchen oder Einfangen von Tieren oder das 


Entfernen von Insektennestern, 


c) Öffnen von Türen oder Toren (z.B. bei Gebäu-


den, Wohnungen, Aufzügen oder Fahrzeugen), 


3. die Beseitigung von umweltgefährdenden oder ge-


fährlichen Stoffen, 


d) Mitwirkung bei Räum- und Aufräumarbeiten, 


4. die Mitwirkung bei Räum- oder Aufräumarbeiten, e) Einfangen von Tieren, Suche nach Tieren, Ent-


fernung von Wespen- oder anderen Insekten-


nestern, 
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5. die Bergung oder Absicherung von Sachen,  f) Überlassung von Fahrzeugen, Löschmittel, Be-


leuchtungskörper oder sonstigen Rettungs- und 


Hilfsgeräten, 


6. das Öffnen von Türen oder Toren (z. B. bei Grund-


stücken, Gebäuden, Wohnungen, Aufzügen, Fahr-


zeugen), 


g) Gestellung von Feuerwehrkräften mit/ohne Aus-


rüstung (Fahrzeuge, Geräte, Verbrauchsmittel). 


7. die Beseitigung von Gefahren an oder auf Gebäu-


den (z. B. Eiszapfen), 


 


8. sonstige vergleichbare freiwillige Leistungen.  


  


(2) 1Freiwillige Leistungen werden nur auf ausdrück-


liche Anforderung und nur dann erbracht, wenn dies 


ohne Vernachlässigung der nach dem Brandschutz- und 


Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zu 


erfüllenden Pflichtaufgaben möglich ist. 2Die Erbringung 


freiwilliger Leistungen kann von der vorherigen schriftli-


chen Antragstellung abhängig gemacht werden. 3Ein 


Rechtsanspruch auf Tätigwerden der Feuerwehr besteht 


nicht. 4Die Erbringung freiwilliger Leistungen kann abge-


lehnt werden. 5Einer Begründung bedarf es hierfür nicht. 


 


   


   


§ 4 


Kostenersatzschuldner 


  


   


(1) Kostenerstattungspflichtig ist Grundsätzlich ist bereits in § 22 IV BrSchG geregelt, wer 


kostenerstattungspflichtig ist. Allerdings verlangt § 2 I 


des Kommunalabgabengesetzes, dass in einer kommu-


nalen Abgabensatzung unter anderem der Kreis der 


Abgabenschuldner zu bestimmen ist. Deshalb wurde die 


gesetzliche Regelung in die Satzung übernommen, je-


weils unter Verweis auf die Fundstelle im BrSchG. Dies 


§ 10 Abs. 6 Satz 1: Zur Zahlung einer Gebühr für eine 


gebührenpflichtige Leistung der Feuerwehr ist derjenige 


verpflichtet, der Leistung in Anspruch genommen oder 


die Leistung angefordert hat oder in dessen Auftrag sie 


angefordert wurde. 


1. derjenige, dessen Verhalten die Leistungen erfor-


derlich gemacht hat; § 7 des Gesetzes über die öf-
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fentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sach-


sen-Anhalt über die Verantwortlichkeit von Perso-


nen gilt entsprechend (§ 22 Abs. 4 Nr. 1 BrSchG); 


betrifft die Ziffern 1 bis 4. Die Ziffern 5 und 6 sind not-


wendige Ergänzungen, weil es insoweit an einer gesetz-


lichen Regelung fehlt. 


2. der Eigentümer der Sache oder derjenige, der die 


tatsächliche Gewalt über die Sache ausübt, deren 


Zustand die Leistungen erforderlich gemacht hat; 


§ 8 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 


Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt über Verant-


wortlichkeit von Tieren und Sachen gilt entspre-


chend (§ 22 Abs. 4 Nr. 2 BrSchG); 


 


3. derjenige, in dessen Auftrag oder in dessen Interes-


se die Leistungen erbracht werden (§ 22 Abs. 4 


Nr. 3 BrSchG); 


 


4. derjenige, der vorsätzlich oder grob fahrlässig 


grundlos den Einsatz einer Feuerwehr auslöst (§ 22 


Abs. 4 Nr. 4 BrSchG); 


 


5. der Betreiber der Brandmeldeanlage, durch die eine 


Fehlalarmierung ausgelöst wurde; 


 


6. im Falle der Nachbarschaftshilfe die ersuchende 


Gemeinde oder der anfordernde Landkreis (§ 2 


Abs. 3 BrSchG). 


 


   


(2) Mehrere Kostenerstattungspflichtige haften als 


Gesamtschuldner. 


Als Rechtsgrundlage hierfür wird auf § 13 I Nr. 2 lit. b 


KAG LSA i. V. m. § 44 Abgabenordnung verwiesen. Die 


Vorschrift wurde redaktionell überarbeitet. 


§ 9: Sind mehrere gemäß § 22 Abs. 4 Brandschutzge-


setz kostenerstattungspflichtig, so haften diese als Ge-


samtschuldner. 


§ 10 Abs. 6 Satz 2: Mehrere Gebührenpflichtige haften 


als Gesamtschuldner. 
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§ 5 


Berechnungsgrundlagen 


  


   


(1) 1Der Kostenersatz setzt sich aus den Personal-


kosten, den Fahrzeugkosten und den Kosten für ver-


brauchte Materialien einschließlich deren Entsorgung 


zusammen. 2Sie werden nach Maßgabe des Kostentari-


fes gemäß Anlage 1 erhoben. 3Anlage 1 ist Bestandteil 


dieser Satzung. 


Die Vorschriften wurden zusammengefasst und redakti-


onell überarbeitet. 


§ 2: Der Kostenersatz, der sich jeweils aus den Perso-


nalkosten, Fahrzeugkosten, allgemeinen Verwaltungs-


kosten, Gerätekosten und Kosten für verbrauchte Mate-


rialien zusammensetzt, wird nach den in §§ 3 und 6 auf-


gestellten Grundsätzen berechnet. 


§ 10 Abs. 3: Es wird nach dem anliegenden Verzeichnis 


der Kostenersatzpauschalbeträge und Gebühren abge-


rechnet. 


   


(2) 1Grundlage für die Berechnung der Personal- 


und Fahrzeugkosten ist die Einsatzzeit. 2Die erste Ein-


satzstunde wird von ihrem Beginn an als volle Einsatz-


stunde berechnet. 3Jede weitere Einsatzstunde wird 


nach Ablauf von 30 Minuten als volle Einsatzstunde be-


rechnet. 4Mit Ausnahme der ersten Einsatzstunde ist 


eine angefangene Einsatzstunde vor Ablauf von 30 Mi-


nuten als halbe Stunde abzurechnen. 


Die Vorschrift wurde redaktionell überarbeitet. Es erfolgt 


keine minutengenaue Abrechnung der Einsatzzeit für 


Personal (einschließlich Brandsicherheitswachen) und 


Fahrzeuge. 


§ 3 Abs. 2: Abgerechnet wird grundsätzlich nach Ein-


satzstunden. Dabei wird die erste Einsatzstunde von 


ihrem Beginn an, jede weitere Einsatzstunde nach Ab-


lauf von 30 Minuten voll berechnet. Eine angefangene 


Einsatzstunde (außer der ersten Einsatzstunde) ist vor 


Ablauf von 30 Minuten als halbe Stunde abzurechnen. 


   


 Die Vorschrift kann wegen § 5 I n. F. entfallen. § 3 Abs. 3: Für die Dauer des Einsatzes wird je einge-


setztem Feuerwehrmitglied ein Stundenlohn nach dem 


anliegenden Verzeichnis berechnet. 


   


(3) Für freiwillige Leistungen gemäß § 3 in der Zeit 


von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr und an Sonn- und Feierta-


gen wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 


50 Prozent berechnet. 


Grundsätzlich müssen Gebühren dem Äquivalenzprinzip 


(Leistung/Gegenleistung) entsprechen. Gebühren dürfen 


aber auch eine Lenkungsfunktion haben. Mit dieser Re-


gelung soll vermieden werden, dass die Feuerwehr als 


billigere Alternative zu gewerblichen Angeboten miss-


braucht wird (z. B. Schlüsseldienste). Eine Lenkungswir-


§ 3 Abs. 4: Für alle Einsätze nach § 1 Abs. 2 in der Zeit 


von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr und an Sonn- und Feiertagen 


wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 50 Prozent 


erhoben. 
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kung ist aber nur bei freiwilligen Leistungen angemes-


sen. Niemand soll aufgrund der Kostenersatzpflicht da-


von abgehalten werden, Pflichtleistungen unverzüglich in 


Anspruch zu nehmen. 


   


(4) 1Die Einsatzzeit des Personals beginnt mit dem 


Zeitpunkt der Alarmierung. 2Die Einsatzzeit für Fahrzeu-


ge beginnt mit dem Ausrücken. 3Die Einsatzzeit endet 


mit der Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft der 


Kräfte und Mittel der Feuerwehr. 


Die Vorschriften zu den Einsatzzeiten für Personal und 


Fahrzeuge wurden in einem Absatz zusammengefasst. 


Der Einsatz beginnt zwar zu unterschiedlichen Zeiten, 


nämlich einmal bereits mit Alarmierung (Personal) und 


einmal mit Ausrücken (Fahrzeuge). Für das Ende der 


Einsatzzeit gilt jedoch das einheitliche Kriterium der 


Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft. Für die Be-


rechnung der Einsatzzeit ist Absatz 2 zu beachten. 


§ 3 Abs. 1: Die Personalkosten berechnen sich bei 


Einsätzen gemäß § 1 Abs. 2 nach der Einsatzzeit. Die 


Einsatzzeit beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung 


und endet mit der Rückkehr zur Feuerwache zum Gerä-


tehaus. Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der 


Fahrzeuge und der Geräte erforderlich machen, wird die 


Zeit für die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. 


§ 4 Abs. 1: Bei Einsätzen nach § 1 Abs. 2 werden die 


Fahrzeugkosten für die zum Einsatz kommenden Fahr-


zeuge nach der Einsatzzeit, in der sie vom Feuerwehrge-


rätehaus abwesend sind, berechnet. Die Einsatzzeit 


beginnt mit dem Ausrücken und endet mit der Rückkehr 


zum Feuerwehrgerätehaus. 


   


(5) 1Die Einsatzzeit der Brandsicherheitswache be-


ginnt mit dem Eintreffen des Personals am Ort der Ver-


anstaltung oder Maßnahme. 2Sie endet mit dem endgül-


tigen Verlassen des Ortes. 


Absatz 5 n. F. regelt die Einsatzzeit des Personals bei 


Brandsicherheitswachen abweichend zu Absatz 4, weil 


es bei Brandsicherheitswachen weder eine Alarmierung 


noch eine Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft gibt. 


Für die Berechnung der Einsatzzeit ist Absatz 2 zu be-


achten. 


§ 10 Abs. 4: Die Gebühr für die Brandsicherheitswache 


wird nach der Zeitspanne des tatsächlichen Sicherheits-


wachdienstes berechnet. Im Übrigen finden §§ 2 und 3 


auf die Gestellung von Brandsicherheitswachen und §§ 


2-7 auf Hilfeleistungen im Sinne des Abs. 1 entspre-


chende Anwendung. 


   


 Die Vorschrift kann wegen § 5 II 1 n. F. entfallen. § 4 Abs. 2: Abgerechnet wird grundsätzlich nach Ein-


satzstunden. § 3 Abs. 2 findet entsprechend Anwen-


dung. 


   


 Die Vorschrift kann entfallen, da in Anlage 1 abschlie-


ßend geregelt ist, wofür welche Gebühren entstehen. 


§ 4 Abs. 3: Bei Fahrzeugen sind in der Kostenersatz-


pauschale die Nebenkosten und die Aufwendungen für 
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die Inanspruchnahme der in den Fahrzeugen befindli-


chen Geräte enthalten, soweit nicht besondere Prüfun-


gen nach dem Einsatz erforderlich sind (siehe § 7 Be-


sondere Kosten der Feuerwehr). 


   


 Die Vorschrift kann wegen § 5 I n. F. entfallen. § 4 Abs. 4: Die Höhe der Stundensätze der eingesetzten 


Fahrzeuge bemisst sich nach dem anliegenden Ver-


zeichnis. 


   


 Entfällt. § 4 Abs. 5: Je Fahrzeug und Einsatzstunde werden all-


gemeine Verwaltungskosten in Höhe von 15,-€ erhoben. 


   


(6) 1Verbrauchsmaterial (z. B. Schaummittel, Säu-


ren- und Ölbindemitteln, Filtereinsätze, Trockenlöschpul-


ver) wird nach der verbrauchten Menge berechnet. 2Es 


werden die jeweiligen Wiederbeschaffungskosten zuzüg-


lich eines Verwaltungskostenzuschlags in Höhe von 


10 Prozent des Wiederbeschaffungspreises sowie die 


Kosten der Entsorgung dieser Materialien nebst der da-


mit aufgenommenen Stoffe berechnet. 


Satz 1 n. F. wurde ergänzt, um gemäß § 2 I KAG LSA 


den Maßstab der Gebühr („verbrauchte Menge“) klarzu-


stellen. Satz 2 wurde redaktionell überarbeitet. 


§ 6 Abs. 1: Für verbrauchte Materialien, wie Schaummit-


tel, Säuren- und Ölbindemitteln, Filtereinsätze, Alkalipat-


ronen, Trockenlöschpulver etc. werden die jeweiligen 


Wiederbeschaffungspreise zuzüglich eines Verwaltungs-


kostenzuschlages von 10 Prozent berechnet sowie die 


tatsächlichen Kosten der Entsorgung dieser Materialien 


nebst der damit aufgenommenen Stoffe. 


   


 Entfällt. § 6 Abs. 2: Für neue Geräte oder neu verwandte Mate-


rialien, die nicht in dem Verzeichnis enthalten sind, wird 


die Höhe des Kostenersatzes anhand vergleichbarer 


Tarif im Kostentarif ermittelt. 


   


(7) Entsteht dem Träger der Feuerwehr bei Erbrin-


gung von Leistungen ein Schaden (z. B. Schäden an 


Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenständen), so gelten 


für Schadenersatzansprüche die allgemeinen Regeln. 


Für die Regelung von Schadenersatzansprüchen und 


deren Festsetzung durch Verwaltungsakt fehlt es an 


einer gesetzlichen Ermächtigung. Es gilt der Vorbehalt 


des Gesetzes. Absatz 7 n. F. entfaltet deshalb keine 


konstitutive Wirkung, sondern dient lediglich als Anknüp-


fungsnorm, die auf die außerhalb der Feuerwehrkosten-


§ 7: (1) Entstehen dem Träger der Feuerwehr durch 


Einsätze gemäß § 1 Abs. 2 besondere Kosten, zum Bei-


spiel Reisekosten, Reparaturkosten, Ersatzbeschaf-


fungskosten bei Unbrauchbarkeit oder Verlust, so sind 


diese zusätzlich in Rechnung zu stellen. Dies gilt insbe-


sondere für das Waschen, Trocknen und Prüfen von 
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satzung geregelten Haftungstatbestände des öffentlichen 


und des Privatrechts verweist. 


Schläuchen in der feuerwehrtechnischen Zentrale. 


(2) Kosten für Reparaturen und Ersatzbeschaffungen 


sind jedoch nur zu erstatten, soweit den Zahlungspflich-


tigen ein Verschulden trifft. 


   


   


 Diese Vorschrift entfällt, da einzelne Gerätschaften nicht 


mehr Gegenstand des Kostentarifs in Anlage 1 sind. Die 


Geräte sind vielmehr Teil der Ausrüstung des jeweiligen 


Fahrzeugs. 


§ 5 


Gerätekosten 


  


 (1) Die Berechnung der Kosten für die Gerätebenutzung 


erfolgt aufgrund der Einsatzzeit des Gerätes innerhalb 


der Gesamtdauer des Einsatzes der Feuerwehr. 


  


 (2) Für den Einsatz von Geräten der Feuerwehr sind 


Tages- bzw. Stundensätze gemäß dem anliegenden 


Verzeichnis anzusetzen. § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 


  


 (3) Nicht in dem Verzeichnis aufgeführte Geräte und 


Armaturen sind Bestandteile der Fahrzeugausrüstung. 


   


(8) Kommen benachbarte Feuerwehren auf dem 


Territorium der Stadt Köthen (Anhalt) zum Einsatz, so 


werden deren Kosten entsprechend der jeweiligen Sat-


zung als Auslagenersatz durch die Stadt Köthen (Anhalt) 


geltend gemacht. 


Diese Regelung wurde auf einen Hinweis der KAB er-


gänzt. Es geht hier um die Fälle, in denen Feuerwehren 


anderer Gemeinden der Stadt Köthen (Anhalt) Nachbar-


schaftshilfe leisten. Soweit es sich um eine kostenpflich-


tige Nachbarschaftshilfe handelt (mehr als 15 km Entfer-


nung) und der Einsatz selbst ebenfalls kostenpflichtig ist, 


werden die Kosten der Nachbarschaftshilfe auf den Kos-


tenpflichtigen umgelegt. 


 


 


 


 


 


  







 


Seite 10 von 13 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


   


§ 6 


Entstehung des Kostenersatzes 


  


   


(1) 1Der Kostenersatz entsteht mit Beginn der kos-


tenersatzpflichtigen Leistung. 2Das gilt auch, wenn der 


Zahlungspflichtige danach auf die Leistung verzichtet 


oder wenn die Leistung aufgrund von Umständen, die 


nicht von den Feuerwehrkräften zu vertreten sind, un-


möglich wird bzw. keinen Erfolg hatte. 


Satz 1 wurde allgemeiner gefasst, da sich die Regelun-


gen zum jeweils maßgeblichen Zeitpunkt in § 5 n. F. 


finden. Satz 2 wurde dahingehend eingeschränkt, dass 


die Umstände von der Feuerwehr nicht zu vertreten sein 


dürfen. Hat der Einsatz keinen Erfolg und tragen Feuer-


wehrkräfte hierfür die Verantwortung, entfällt die Kosten-


erstattungspflicht. 


§ 8 Abs. 1 Sätze 1 und 2: Der Kostenersatzanspruch 


entsteht bei Einsatz von Personal und Fahrzeugen - in 


Höhe des notwendigen Umfangs - mit dem Ausrücken 


aus dem Feuerwehrgerätehaus. Das gilt auch, wenn der 


Zahlungspflichtige danach auf die Leistung verzichtet 


oder wenn die Leistung keinen Erfolg hatte. 


   


(2) 1Vor Beginn von kostenpflichtigen freiwilligen 


Leistungen gemäß § 3 kann ein Vorschuss auf die zu 


erwartende Kostenersatzschuld geforderte werden. 2Die 


Höhe bemisst sich nach der im Einzelfall beantragten 


Leistung, hilfsweise nach den Gebühren in vergleichba-


ren Fällen. 


Auch der neue Entwurf sieht die Möglichkeit vor, einen 


Vorschuss auf die zu erwartende Kostenersatzschuld zu 


fordern. Diese Möglichkeit wird aber begrenzt auf kos-


tenpflichtige freiwillige Leistungen. Bei pflichtigen Leis-


tungen der Feuerwehr besteht diese Möglichkeit nicht. 


§ 10 Abs. 5: Die gebührenpflichtigen Leistungen der 


Feuerwehr können von der Vorausentrichtung der Ge-


bühr oder von einer vorherigen angemessenen Sicher-


heitsleistung für die Gebühr abhängig gemacht werden. 


   


   


§ 7 


Festsetzung und Fälligkeit 


  


   
1Der Kostenersatz wird durch Bescheid festgesetzt. 2Er 


wird zwei Wochen nach Bekanntgabe fällig, wenn nicht 


im Bescheid ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 


Satz 2 wurde dahingehend korrigiert, dass die Fälligkeit 


tatsächlich erst nach 2 Wochen eintritt. Zudem wird die 


Möglichkeit eröffnet, einen späteren Zeitpunkt zu be-


stimmen, jedoch keinen früheren. 


§ 8 Abs. 1 Sätze 3 und 4: Der Kostenersatz wird durch 


Bescheid festgesetzt. Er ist mit Bekanntgabe des Be-


scheides fällig und innerhalb von 14 Tagen zu zahlen. 


   
   
 Die Regelung ist unnötig und kann deshalb entfallen. § 8 Abs. 2: Rückständiger Kostenersatz wird gemäß den 


Bestimmungen des öffentlichen Vollstreckungsrechts in 


der jeweils geltenden Fassung beigetrieben. 
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§ 8 


Billigkeitsmaßnahmen 


  


   
1Ansprüche aus dem Schuldverhältnis können ganz oder 


teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei 


Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeu-


ten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht 


gefährdet erscheint. 2Ist deren Einziehung nach Lage 


des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil 


erlassen werden. 


§ 6 n. F. wurde in Anwendung des § 13a I 3 KAG LSA 


neu gefasst. § 22 III 2 BrSchG steht dem nicht entgegen, 


denn diese Vorschrift ist keine Spezialregelung zu § 13a 


I KAG LSA. Laut der Gesetzesbegründung zu § 22 III 


BrSchG stellt der Verzicht auf Kostenersatz in Fällen 


einer unbilligen Härte eine Ergänzung zu § 22 I BrSchG 


dar. Gemeint sind also die Fälle, in denen Einsätze der 


Feuerwehr von vornherein unentgeltlich erfolgen und 


nicht Fälle der Billigkeit, in denen ein Erlass der entstan-


denen Kosten in Betracht kommt. In der Kommentarlite-


ratur (Koehler/Messal) wird allerdings insbesondere hin-


sichtlich § 30 GemHVO-Doppik, nicht aber hinsichtlich § 


13a KAG LSA die Auffassung vertreten, dass diese all-


gemeinen Regelungen verdrängt werden. Das hätte aber 


zur Folge, dass ausschließlich ein vollständiger Verzicht 


und nicht auch eine Stundung oder ein Teilerlass in Be-


tracht kommen. Mit Blick auf die Gesetzesbegründung 


wird dieser Auffassung nicht gefolgt. 


§ 8 Abs. 3: Von der Verfolgung des Kostenersatzan-


spruchs kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage 


des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder auf Grund 


gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 


   


   


§ 9 


Sprachliche Gleichstellung 


  


   


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-


zung gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form. 


Siehe Art. 100 der Verfassung des Landes Sachsen-


Anhalt 
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§ 10 


Inkrafttreten 


 § 11 


Inkrafttreten 


   


Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-


kanntmachung in Kraft. 


Keine Bemerkungen. Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. Die Satzung 


über den Kostenersatz und die Erhebung von Gebühren 


für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 


Köthen (Anhalt) und ihrer Ortschaft Merzien vom 


30.11.2001 tritt zeitgleich außer Kraft. 
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Tarifstelle Kostentatbestand Kostensatz NEU Kostensatz ALT 


1. Personal: 


je Einsatzkraft und Stunde 


 


20,00 Euro 


Einsatzleiter 25,00 Euro 


Einsatzkraft 20,00 Euro 


2. Einsatz von Fahrzeugen: 


je Fahrzeug und Stunde 


  


2.1. Löschfahrzeuge   


2.1.1. Löschgruppenfahrzeuge 71,00 Euro Löschfahrzeug 139,00 Euro 


LF 8 106,00 Euro 


2.1.2. Tragkraftspritzenfahrzeuge TSF 127,00 Euro 103,00 Euro 


2.1.3. Tanklöschfahrzeuge TLF 35,00 Euro TLF 16/15 108,00 Euro 


W 50 139,00 Euro 


2.2. Hubrettungsfahrzeuge   


2.2.1. Drehleiter mit Korb 38,00 Euro 109,00 Euro 


2.3. Rüst- und Gerätefahrzeuge   


2.3.1. Rüstwagen RW 43,00 Euro 93,00 Euro 


2.3.2. Mehrzweckfahrzeug MZF 75,00 Euro 60,00 Euro 


2.4. Sonstige Fahrzeuge   


2.4.1. Kommandowagen 46,00 Euro 30,00 Euro 


2.4.2. Barkas B 1000 138,00 Euro  


2.4.3. Multicar 91,00 Euro  


3. Gestellung von Brandsicherheitswachen 


je Einsatzkraft und Stunde 


 


12,00 Euro 


 


Personal 12,00 Euro/Stunde 


 


Alle weiteren Kostentatbestände entfallen. 





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 -Erläuterungen zur FwKostS 2016_NEU.pdf






























Anlage zur Sitzungsvorlage
Anl.4-BAB 2016-2018.pdf




Anlage 5


Erläuterungen zur Kostenermittlung für die neue Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr
der Stadt Köthen (Anhalt)


Vorbemerkung: Die ausführlichen Betriebsabrechnungsbögen sind nur im Amt einzusehen. Auf
Grund Größe und Umfang wird hier eine zusammengefasste „Druck-Version“ beigelegt.


Einführung


Gemäß § 22 Abs. 1, S. 1 und 2 BrSchG ist der Einsatz der Feuerwehren bei Bränden und
Notständen unentgeltlich. Gleiches gilt für Hilfeleistungen zur Rettung von Menschen oder Tieren
aus Lebensgefahr. Für andere Leistungen können die Gemeinden jedoch gem. § 22 Abs. 3
BrSchG in Verbindung mit §§ 2, 4 und 5 des KAG LSA Kostenersatz nach Maßgabe einer Satzung
verlangen. Die letzte Gebührensatzung der Stadt Köthen (Anhalt) wurde 2003 erlassen, jedoch
fehlt hierzu eine kalkulatorische Kostenermittlung. Diese wurde nunmehr erstellt.


Gemäß § 5 Abs. b KAG LSA darf die Kostenermittlung für einen Kalkulationszeitraum von
höchstens drei Jahren erfolgen. Nach Ablauf des gewählten Kalkulationszeitraums und
Feststellung des Betriebsergebnisses ist die Kalkulation zu überarbeiten und innerhalb der
nächsten drei Jahre ein Kostenausgleich durchzuführen. Da momentan keine aktuelle Kalkulation
vorliegt, entfällt der Kostenausgleich aus den drei Vorjahren (hier: 2013 bis 2015). Als
Bemessungsgrundlage der Kalkulation wird somit nur der Kalkulationszeitraum 2016 – 2018
(Planjahre/Planzahlen) in Betracht gezogen.


Die im Nachfolgenden verwendeten Zahlen basieren auf der beschlossenen Haushaltssatzung
2015 der Stadt Köthen (Anhalt) vom 27.03.2015. Änderungen hinsichtlich des Jahres 2015
(Rechnungsergebnisse) bzw. der Folgejahre 2016 bis 2018 finden auf Grund des noch nicht
vorliegenden aktuellen Haushaltes keine Berücksichtigung. Weiter basieren diese Zahlen auf kein
geprüften Bilanzierung.


Entsprechend einer Mitteilung der Kommunalaufsicht vom 28.07.2011 sollten bei einer
Neukalkulation nur die Vorhaltekosten nach dem Verhältnis der einzelnen Einsatzstunde zu den
Jahresstunden berechnet werden. Vorhaltekosten sind Kosten, die allein dadurch entstehen, dass
die Feuerwehr mit ihren Fahrzeugen, Geräten und Personal bereitgehalten wird. Damit sind alle
gebührenrelevanten Jahreskosten zu den Jahresstunden (24 h x 365 Tage = 8.760 h) ins
Verhältnis zu setzen.
Eine klare Rechtsprechung hierzu fehlt jedoch. Auch das häufig herangezogene Urteil des VG
Magdeburg vom 04.09.2012 (7 A 105/12) stellt nicht eindeutig darauf ab, generell nur
Kostenermittlungen aus den reinen Vorhaltekosten anzuerkennen. Hintergrund dieses Urteiles war
die Vorlage einer Gebührenkalkulation, die die Gesamtkosten einer Feuerwehr nur aufgrund der
tatsächlich geleisteten Einsatzstunden des jeweiligen Fahrzeuges ermittelten. Damit entstanden
wiederum Kostensätze, die unseren bisherigen Gebührensätzen adäquat bzw. noch höher waren.


Folgt man jedoch der Kommunalaufsicht und bringt nur die Vorhaltekosten in Ansatz,
heruntergerechnet auf die einzelne Jahresstunde, entsteht kein akzeptables Ergebnis. Es ergeben
sich so geringe Kostensätze (1,50 € bis max. 50,00 € /h je nach Fahrzeuggruppe), dass eine
Rechnungslegung gegenüber einem Kostenschuldner mehr Verwaltungskosten verursacht als
letztendlich die Höhe der Kostenschuld auf Grund eines Einsatzes beträgt.


Deshalb ist eine „Mischkalkulation“, wie von vielen Kommunen in Sachsen-Anhalt praktiziert, ein
akzeptabler Lösungsansatz. Innerhalb eines Kalkulationszeitraumes (hier: 2016 bis 2018) werden
die für die Kostenermittlung relevanten Kosten in zwei Kategorien unterteilt: in Vorhaltekosten und
einsatzbezogene Kosten. Die Vorhaltekosten – der größte Teil der anfallenden
Unterhaltungskosten einer Feuerwehr - werden, wie gefordert, auf den Jahresstundensatz herunter
gerechnet (also durch 8.760 Stunden geteilt). Die einsatzbezogenen Kosten werden durch die
Jahreseinsatzstunden jedes Fahrzeuges/Einsatzkräfte ermittelt – hier: aus den
Jahreseinsatzstunden jedes einzelnen Fahrzeuges/Einsatzkräfte ermittelt aus den Jahren 2013-
2015. Zu den einsatzbezogenen Kosten können nur die Kosten herangezogen werden, die in
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einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Einsatz eines Fahrzeuges oder von Personal
gebracht werden können. Im Nachfolgenden wird dies noch erläutert.


Letztendlich werden beide Kostenarten zu einer Stundengebühr zusammengefasst.


Die Kommunalaufsicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld hat diesbezüglich ihre Ansicht von 2011
geändert und unterstützt nun einer Absprache vom Januar 2015 zufolge diese Herangehensweise.
Eine Unterteilung in Vorhaltekosten und einsatzbezogene Kosten wird akzeptiert, um der Stadt
Köthen (Anhalt) die Möglichkeit einer akzeptablen Kostenerhebung zu geben.


Im Folgenden werden die einzelnen Kostenpositionen, unterteilt in Haupt- und Hilfskostenstellen in
der Reihenfolge der Auflistung in den Betriebskostenabrechnungsbögen näher betrachtet bzw.
erläutert.


Hauptkostenstellen sind alle Kostenstellen, deren Kosten direkt einem Kostenträger zuzuordnen
sind. Kostenträger ist dabei der gesamte Fuhrpark der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt); d.h.
alle derzeit verfügbaren Fahrzeuge einschließlich den zur Beladung des Fahrzeuges gehörenden
Geräten. Hier werden alle Unterhaltungskosten (Reparaturen, Betankung etc.) dem jeweiligen
Fahrzeug zugeordnet.
In diesem Zusammenhang wurde entschieden, zukünftig auf die getrennte Ermittlung von Kosten
für bestimmte einzelne feuerwehrtechnische Geräte zu verzichten, um diese – wie in der
bisherigen Gebührensatzung – dann extra mit einer Stunden- oder Tagesgebühr zu versehen. Die
Gründe hierfür liegen zum einen darin, dass jedes feuerwehrtechnische Gerät auf Grund
bestehender Normen in den überwiegenden Fällen einem bestimmten Fahrzeug zugeordnet
werden kann. Zum anderen erwies sich die einzelne Abrechnung bzw. Erstattung der Kosten für
die Benutzung eines Gerätes in einem Einsatz als nicht sinnvoll. Der Erfassungsaufwand für den
Einsatzleiter während des Ereignisses wurde mit dieser Verfahrensweise unnötig erhöht. In den
letzten acht Jahren kam es nur in maximal zehn Fällen vor, dass Kostenersatz, z.B. für den
Einsatz einer Motorkettensäge oder eines Hohlstrahlrohres, gefordert werden konnte. Der dafür
notwendige Aufwand der Kostenermittlung und Gebührenberechnung ist höher als derjenige für
die Verfahrensweise, die Kosten der Anschaffung und Unterhaltung eines jeden
feuerwehrtechnischen Gerätes gleich dem entsprechenden Fahrzeug zuzuordnen, welches dieses
Gerät laut Norm als Beladung vorzuhalten hat.


Alle weiteren Unterhaltungs- und Verwaltungskosten werden auf sogenannte Hilfskostenstellen
verteilt; diese werden nur mittelbar mit dem Kostenträger Fuhrpark/Personal Feuerwehr in
Verbindung gebracht – zum Beispiel alle Personalkosten, Betriebskosten etc. Nach Erfassung all
dieser Kosten erfolgt dann eine Umlegung auf die jeweiligen Hauptkostenstellen Fuhrpark bzw. die
Hilfskostenstelle Aufwand der Verwaltung für die Einsatzkräfte, Einsatzkraft
Brandsicherheitswache, Jugendfeuerwehr und Alterskameradschaft.


In der vorliegenden Betriebsabrechnung werden die „Hilfs“-Kosten der jeweiligen Standorte (hier:
Gerätehäuser) und (hinsichtlich des Aufwandes) der Verwaltung für die Standorte sowie das
Personal der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt) betrachtet. Hierfür wurde ein zentraler
prozentualer Schlüssel erarbeitet, der es ermöglicht, relativ gerecht die Kosten aus beiden
Bereichen (Standorte und Verteilung auf Personal) umzulegen.


Arensdorf Baasdorf Dohndorf Köthen Löbnitz
a.d.L. Merzien Wülknitz


prozentualer Anteil für
Fahrzeuge (ermittelt aus
Gesamtgebäudefläche bezogen
auf tatsächliche Fahrzeug -
Nutzungsfläche)


43% 42% 54% 60,5% 60% 66% 39%


prozentualer Anteil für
Personal (ermittelt aus
Gesamtgebäudefläche bezogen
auf tatsächliche Personal -
Nutzungsfläche)


57% 58% 46% 39,5% 40% 34% 61%
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Die prozentualen Anteile, die als Stellfläche den Fahrzeugen vorbehalten sind, werden unter den
Hilfskostenstellen der Standorte aufgeführt, um sie dann als Gesamtsumme auf das jeweilige
Fahrzeug der einzelnen Ortswehren Arensdorf bis Wülknitz bzw. auf die sieben Fahrzeuge der
Ortswehr Köthen umzulegen.
Der prozentuale Anteil für Personal wird nochmals anhand der Zahl der Kameraden,
Jugendfeuerwehrmitglieder und Alterskameraden (ermittelt aus dem Durchschnitt der letzten 5
Jahre) gesondert betrachtet.


Verteilung
nach Mitgliederzahl Arensdorf Baasdorf Dohndorf Köthen Löbnitz


a.d.L. Merzien Wülknitz


∅ Einsatzkräfte 22 19 16 54 16 15 21


∅ Jugendfeuerwehr 4 7 4 17 9 6 10


∅ Altersabteilung 5 6 2 10 1 8 5


Die sich daraus ergebenen Kosten werden dann als Gesamtsumme (also nicht nach Ortschaften
untergliedert) den drei Hilfskostenstellen Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden
zugeordnet. Die Notwendigkeit dieser Betrachtung ergibt sich aus der Tatsache, auch für die
Einsatzkräfte einen Kostensatz ermitteln zu können. Hier spielt die Ortschaft oder ein Fahrzeug
keine Rolle. Es ist lediglich eine Gebühr für eine Einsatzkraft zu erheben.
Ausgenommen ist der Bereich „Einsatzkraft BSW“. Da hier kein Personenschlüssel ermittelt
werden kann, erfolgt für Kostenstellen, die in einen unmittelbaren Zusammenhang mit der
Brandsicherheitswache gebracht werden können, pauschal der Ansatz eines Betrages in Höhe von
einem Prozent der Kosten für die Einsatzkräfte. Der so ermittelte Betrag dient dann als Kostensatz,
der Veranstaltern in Rechnung zu setzen ist. Die Regelungen für die Zahlung der
Aufwandsentschädigung des Kameraden, der letzten Endes diesen Dienst verrichtet, ist nicht mehr
Bestandteil dieser Satzung. Hier erfolgt eine Änderung der Satzung der Stadt Köthen (Anhalt)
über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen zum selben Zeitpunkt der Beschlussfassung
dieser Satzung.


Erläuterung der einzelnen Kostenpositionen


Personalkosten - Hilfskostenstellen


Berücksichtigt werden die Personalkosten der Verwaltung (Gerätewarte und drei
Verwaltungsangestellte) prozentual innerhalb von vier Aufgabengebieten (Fahrzeuge,
Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden). Gleichzeit erfolgt eine prozentuale
Unterteilung in Vorhalte- und einsatzbezogene Kosten.


Hierbei weicht die in der Kalkulation ausgewiesene Höhe der Personalkosten von den Planzahlen
der im Haushaltsplan 2015 für die Jahre 2015 bis 2018 vermerkten Zahlen ab. Ursache dafür ist,
dass in den Planzahlen des Haushaltes die Personalkosten der Gerätewarte und einer
Verwaltungsangestellten (hier zu 100 %) erfasst wurden. Bei realistischer Kalkulation können die
Kosten für diese Verwaltungsangestellte jedoch nur zu 85 % angesetzt werden; gleichzeitig sind
feuerwehrspezifische Tätigkeiten von zwei weiteren Verwaltungsangestellten mit zu erfassen.


Gerätewarte


Zwei hauptamtliche Angestellte sind für den gesamten Fuhrpark der Freiwilligen Feuerwehr Köthen
(Anhalt) tätig. Ihr Tätigkeitsfeld erstreckt sich auf die Pflege, Wartung und Instandhaltung aller
Feuerwehrfahrzeuge; verbunden mit der Wartung und ständigen Instandhaltung der
Fahrzeugbeladungen und der Atemschutztechnik.
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In die vorliegende kalkulatorische Betrachtung fließen die Lohnkosten beider Gerätewarte zu 100%
und zu gleichen Teilen ein. Diese Lohnkosten sind wiederum zu 90 % als Vorhaltekosten und zu
10 % als einsatzbezogene Kosten zu klassifizieren.


Die Vorhaltekosten beinhalten die gesamten Tätigkeiten der Gerätewarte für alle Fahrzeuge. Beide
Gerätewarte erbringen jedoch in dieser Kategorie keine Leistungen für die Einsatzkräfte, die
Jugendfeuerwehr bzw. die Alterskameraden.


Die einsatzbezogenen Tätigkeiten der Gerätewarte werden wie folgt untergliedert:


� 5% Tätigkeit für Fahrzeuge – hierunter zählt unter anderem die Wiederherstellung der
Einsatzbereitschaft eines Fahrzeuges nach einem Einsatz (Betankung, Reinigung,
Gerätekontrolle etc.)


und
� 5% Tätigkeit (nur) für die Einsatzkräfte – hierzu zählen die Wiederherstellung der


Schutzbekleidung und der Atemschutztechnik, deren Instandhaltung oder Neubeschaffung
(80% dieser Kategorie) sowie direkte Einsatztätigkeit der Gerätewarte (20 % dieser
Kategorie)


Es werden keine Leistungen für die Jugendfeuerwehren oder Alterskameraden erbracht.


Verwaltungsangestellte


Die Stadt Köthen (Anhalt) beschäftigt derzeit drei Verwaltungsangestellte, die unmittelbar dem
Bereich Brandschutz zuzuordnen sind:


� Amtsleiterin
� Sachbearbeiterin für das Sachgebiet Brandschutz
� Schreibkraft


Deren Tätigkeiten werden mit unterschiedlichen Anteilen in der Kalkulation berücksichtigt, da alle
drei noch neben der Tätigkeit für den Brandschutz andere Aufgaben wahrnehmen:


Amtsleiter SB Brandschutz Schreibkraft
Tätigkeit nur für SB Brandschutz gesamt 25 % 85 % 80 %
davon in Kategorie Vorhaltekosten
Fahrzeuge 10 % 40 % 45 %
Einsatzkräfte 88 % 40 % 30 %
Jugendfeuerwehr 1 % 5 % 15 %
Alterskameraden 1 % 0 % 0 %
davon in Kategorie einsatzbezogene Kosten
Fahrzeuge 0 % 10 % 5 %
Einsatzkräfte 0 % 5 % 5 %
Jugendfeuerwehr 0 % 0 % 0 %
Alterskameraden 0 % 0 % 0 %


Die sich daraus ergebenden Personalkosten werden den einzelnen Positionen der Kalkulation
zugeordnet.


Interne Leistungsverrechnung - Hilfskostenstelle


Neben den Personalkosten, die unmittelbar mit den Bereich Brandschutz in Verbindung gebracht
werden können, wird ab 2015 über die sogenannte „interne Leistungsverrechnung“ dem Bereich
Brandschutz ein prozentualer Teil der Sachkosten anderer Bereiche der Stadtverwaltung
angerechnet. Davon betroffen sind der Bereich des Dezernenten D 3 und andere Dezernate bis
hin zum Oberbürgermeister.
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Diese ermittelten Kosten der Kämmerei werden im Bereich der Hilfskostenstellen nach dem im
Einleitungsteil erläuterten Verteilerschlüssel auf die einzelnen Standorte und den Aufwand der
Verwaltung für Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden verteilt.


Sächliche Kosten - Hilfskostenstellen


Hierbei handelt es sich um Kosten aus dem Bereich des Amtes Allgemeine Verwaltung; inbegriffen
darin sind alle Kosten u. a. für Büromaterial, Telefonkosten, Literaturkosten bis hin zur Miete für die
Büroräume etc. Diese Kosten sind der Kategorie Vorhaltekosten zu 100 % zuzuordnen.


Dabei ist zu beachten, dass der unter dem Produkt 12.6.001.00 ausgewiesene Betrag im Haushalt
nur den Bereich Brandschutz (hier: 3 Personen – Gerätewarte und SB Brandschutz) abdeckt; die
Sachkosten die Amtsleitung und Schreibkraft werden haushaltstechnisch unter dem Produkt
12.2.102.00 geführt.
Die prozentualen Anteile - entsprechend der Lohnkosten - sind in die Kalkulation mit eingeflossen
und übersteigen somit die im Haushalt geplanten Ausgaben.


Unterhaltung baulicher Anlagen
Unter diesem Sachkonto werden alle Unterhaltungskosten für technische Anlagen in den
Gerätehäusern verbucht (verfügungsberechtigt: Amt 65). Dies betrifft unter anderem die
Wartungskosten für Heizungen und Sirenen oder die Sicherheitsprüfungen der
Abgasabsauganlage und der Tore.


Aufwendungen für Betriebskosten (Strom, Wasser, Ab-, Niederschlagswasser, Heizkosten,
Abfall, Reinigung, Straßenreinigung und sonstige Bewirtschaftung) - Hilfskostenstellen


Diese Kosten werden zu 100 % zu den sogenannten Vorhaltekosten gerechnet, wobei diese nicht
nur auf die Gebäude und damit den einzelnen Fahrzeugen umgelegt, sondern ebenfalls prozentual
dem Aufwand der Verwaltung für Einsatzkräfte, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden
zugeordnet werden. Hier wird ebenfalls der im Einleitungsteil erwähnte prozentuale
Verteilerschlüssel angewendet.


Versicherungen (Gebäude, Inhalts- und Elektronikversicherung, Kraftfahrzeugversicherung,
Unfallversicherung) – Haupt- und Hilfskostenstellen


Hierbei handelt es sich ebenfalls um reine Vorhaltekosten, die je nach ihrer Bestimmung den
einzelnen Rubriken zuzuordnen sind.


Unterhaltung Fahrzeuge / Öle und Schmierstoffe / Unterhaltung feuerwehrtechnischer
Geräte/ Erwerb von Wirtschaftsgütern bis 150 € netto - Hauptkostenstellen


Unter diesen Sachkonten werden alle Aufwendungen erfasst, die hinsichtlich der
Fahrzeuginstandhaltung (Wartungskosten, Reparaturaufwand bzw. Neuerwerb von geringfügigen
Gütern) benötigt werden.
Auch diese Ausgaben sind zu 100 % den Vorhaltekosten zuzuordnen. Die in Ansatz gebrachte
Kostenhöhe orientiert sich an den bisher vorliegenden Rechnungsergebnissen der Vorjahre und ist
den einzelnen Fahrzeugen ohne Probleme zuzuordnen.
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Den Ausgaben wird unter der Rubrik „Vorhaltekosten – Einnahmen“ jedem Fahrzeug ein
kalkulatorischer Gegenwert zugeordnet. Dieser ergibt sich aus der Zuwendung des Landes
Sachsen-Anhalt in Form der Feuerschutzsteuermittel (rund 12.500 € pro Jahr). 50 % dieser Mittel
sind zweckgebunden für die Ausbildung der Kameraden am Institut für Brand- und
Katastrophenschutz Heyrothsberge (siehe spätere Ausführungen); die anderen 50% des Betrages
werden dem Fuhrpark (rund 3.200 € - verteilt auf 15 Fahrzeuge) und der Jugendfeuerwehr Köthen
(Anhalt) (3.000 €) angerechnet.


Dienst- und Schutzbekleidung – Hilfskostenstellen


Unter diesem Sachkonto werden die Kosten für den Neuerwerb und die Unterhaltung der
gesamten Bekleidung der Freiwilligen Feuerwehr Köthen (Anhalt) geführt. Innerhalb der
vorliegenden Kalkulation sind diese Kosten in Vorhalte- und einsatzbedingte Kosten zu unterteilen.
Bei den Vorhaltekosten erfolgt weiter eine Trennung der Kosten für die Einsatzkräfte,
Brandsicherheitswache, der Jugendfeuerwehr und den Alterskameraden. Auf die Einsatzkräfte
entfällt naturgemäß der größte Kostenanteil; hierunter werden die Neuanschaffungskosten für
Schutzbekleidung, Kosten für kleinere Kostenfaktoren (Dienstausweise oder Passfotos) und die
Beschaffung von Dienstbekleidung (hierbei erfolgt die Aufteilung nach dem genannten
Personalschlüssel!) erfasst.
Die Jugendfeuerwehr und die Alterskameraden erhalten ebenfalls ein Budget für die Beschaffung
neuer Dienstbekleidung.


Sonstige besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen – Hilfskostenstellen


Aufwendungen für Informationen und Dokumentationen


Hierbei handelt es sich um reine Vorhaltekosten für die Feuerwehr insgesamt. Darunter fallen
Ausgaben, welche z. B. bei der Erstellung einer Homepage entstehen. Die Kosten werden auf alle
drei der zu betrachtenden Personengruppen verteilt, wobei der größere Anteil den aktiven
Kameraden zugerechnet wird. Der höhere Betrag im Jahr 2015 ergibt sich aus der Tatsache, dass
die FW Köthen in diesem Jahr ihr 150-jähriges Bestehen feierte und dementsprechende
Dokumentationen erstellt wurden.


Aufwendungen für Infokasten – in Kalkulation nicht aufgeführt


In der vorliegenden Kalkulation wird dieser Kostenfaktor vollständig ausgeklammert, da es sich
hierbei um das Ausgabesachkonto zum Einnahme-Sachkonto „Erträge aus Werbeverträgen
Feuerlöschwesen“ handelt. In den letzten 4 Jahren erhielt die Feuerwehr aus Vermietung des
Schaukastens Einnahmen, die einzig und allein zur Finanzierung des 150-jährigen Jubiläums der
Köthener Wehr bestimmt waren. Damit handelt es sich um keinen gebührenrelevanten
Kostenfaktor.


Aufwendung Kreiszuweisungen


Hierbei handelt es sich um zweckgebundene Ausgaben, denen eine deckungsgleiche Einnahme
(Kreiszuweisung Feuerlöschwesen) gegenüber steht. Die Ein- und Ausgaben werden der
Kostenstelle Jugendfeuerwehr zu 100% zugeordnet, da in den letzten Jahren nur diese
entsprechende Zuwendungen (unter anderem für Ausbildung oder Bekleidung) erhalten hat.
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Aufwendungen Freiwillige Feuerwehr Köthen und Aufwendungen Jugendfeuerwehren


Diese Sachkonten halten Mittel für die Freiwillige Feuerwehr Köthen und die gesamten
Jugendfeuerwehren zur Erfüllung von Pflichtaufgaben vor, wie z. B. der jährlichen Großübungen
beider Gruppen, der Wochenausbildung, für den jährlichen „Tag der offenen Tür“ (hier im Sinn des
vorbeugenden Brandschutzes - um Gefahrensituationen anschaulich der Bevölkerung nahe zu
bringen), für das Sommerausbildungslager der JFW etc. Die Aufwendungen der Feuerwehr Köthen
werden dabei nach dem Personenschlüssel FW Köthen auf Einsatzkräfte und Alterskameraden
verteilt.
Den Aufwendungen der Jugendfeuerwehren steht eine Einnahmen von 3.000 € aus den
Feuerschutzsteuermitteln gegenüber, die der Stadt Köthen (Anhalt) frei zur Verfügung stehen (50
% der Gesamteinnahme), Diese wird der Ausgabe gegen gerechnet (siehe Einnahme
„Feuerschutzsteuermittel“). Gleiches trifft für die Ausgaben unter „Zuschuss für den Erhalt und die
Festigung der Kameradschaft der Jugendfeuerwehren“ zu. Beide Ausgaben ergeben zur Hälfte die
Einnahme aus den „frei verfügbaren“ Feuerschutzsteuermitteln. Durch diese „Plus/Minus=Null“
Rechnung fallen sie kalkulatorisch nicht ins Gewicht.


Die in diesem Abschnitt genannten Sachkonten sind in ihrer Gesamtheit den Vorhaltekosten
zuzuordnen.


Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeit - Hilfskostenstellen


Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit


Für die ehrenamtlichen Tätigkeiten der Stadt- und Ortswehrleitung und der Leitung der
Jugendwehren ist gemäß Satzung eine Entschädigung zu zahlen. Diese Entschädigungen werden
als Vorhaltekosten nach dem Personenschlüssel auf die vier zu betrachtenden Personengruppen
Einsatzkräfte, Brandsicherheitswache, Jugendfeuerwehr und Alterskameraden angerechnet.
Hierbei kann nur eine genaue Trennung zwischen aktiver Wehr / Brandsicherheitswache /
Alterskameraden und Jugendfeuerwehr erfolgen. Den Ortswehrleitern wird ein prozentualer Anteil
ihrer Arbeit für die Brandsicherheitswache und Alterskameraden angerechnet.


Ausbildungskosten und Lohnausfall


Diese Kosten werden in Vorhalte- und einsatzbedingte Kosten unterteilt.
Die gesamten Ausbildungskosten mit den damit verbundenen Verpflichtungen zum
Reisekostenersatz werden unter der Rubrik Vorhaltekosten zusammengefasst und betreffen nur
den Personenkreis der Einsatzkräfte und der Jugendfeuerwehr.
Hinsichtlich der Lohnkosten ist eine getrennte Betrachtung notwendig: Ersatz für Lohn ist bei
Teilnahme eines Kameraden an einem Lehrgang zu zahlen, weshalb es sich um Vorhaltekosten
handelt, die beiden o. g. Personenkreisen zuzurechnen sind. Dem Bereich der einsatzbezogenen
Kosten sind jedoch Lohnersatzleistungen zuzurechnen, die auf Grund eines Einsatzes anfallen.
Diese können demnach nur dem Personenkreis der Einsatzkräfte zugeordnet werden.


Ausbildungskosten und Lohnausfall Heyrothsberge


Wie schon erwähnt, steht den Kameraden der FW Köthen (Anhalt) hinsichtlich ihre Ausbildungen
am IBK Heyrothsberge ein jährlicher Betrag von rund 6.300 € aus Feuerschutzsteuermitteln zur
Verfügung. Diese sind zweckgebunden und jährlich abzurechnen; Minderausgaben sind dem Land
Sachsen-Anhalt zurück zu erstatten.
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Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen / bilanzielle Abschreibungen


Die tatsächlichen investiven Anschaffungskosten (Fahrzeuge, Geräte etc.) als solche können in
einer Kalkulation nicht eingerechnet werden, lediglich die sich nach der Anschaffung ergebenden
Abschreibungen und Zinsen.
Dieser Abschnitt basiert auf den Ergebnissen der investiven Anschaffungen von Wirtschaftsgütern
über 500 € netto der Jahre ab 2011 für den Bereich Feuerlöschwesen. Zusätzlich werden ebenfalls
die entsprechenden Gebäude und Grundstücke bilanzmäßig verzinst bzw. die Gebäude
abgeschrieben.
Die vorliegenden Daten beruhen auf einer Zuarbeit der Kämmerei der Stadt Köthen (Anhalt).


Einsatzbedingte Kosten – Ausgaben


Aufwendungen für Kraftstoff / sonstige Aufwendungen im Rahmen der
Fahrzeugunterhaltung (Ölbindemittel) / sonstige Aufwendungen für sonstige
Dienstleistungen (Deponiekosten) - Hauptkostenstellen
Anschaffungen von Material zur Beseitigung von Naturschäden - Hilfskostenstelle


Diese vier Sachkonten werden zu 100 % den „einsatzbedingten Kosten“ zugeordnet.


Der Kraftstoffverbrauch jedes einzelnen Fahrzeuges ist zu 99 % einem Einsatz zuzuordnen.
Kosten für Kraftstoffverbrauch, der eventuell für Fahrten zu einer Werkstatt entstehen, werden hier
als gering und damit nicht gebührenrelevant eingeschätzt (1 % = 76,00 €; verteilt auf 15
Fahrzeuge). In den meisten Fällen befindet sich die Werkstatt in Köthen (Anhalt), so dass keine
weiten Wegstrecken zurückzulegen sind.


Der Kauf von Ölbindemittel erfolgt jeweils nach Gebrauch; d.h., wird auf Grund eines Einsatzes
Ölbindemittel verwendet, wird dieses im Anschluss wieder nachgerüstet. Eine Zuordnung zu den
einsatzbedingten Kosten ist unabweisbar (hier: dem Mehrzweckfahrzeug KÖT MZ 73). Ebenso
verhält es sich mit den dazugehörigen Entsorgungskosten für das verbrauchte Ölbindemittel.
Gleichzeitig steht dieser Ausgabe eine Einnahme (Kostenersatz für Ölbindemittel und
Deponiekosten – kein separates Sachkonto eingerichtet / hier nur als kalkulatorische Größe
ermittelt) dagegen. Da es sich hier um sogenanntes „Verbrauchsmaterial“ handelt, kann dieses
jeweils nach Verbrauch dem Kostenschuldner in Rechnung gesetzt werden, sofern dieser zum
Kostenersatz heranzuziehen ist.


Das Sachkonto Anschaffungen von Material zur Beseitigung von Naturschäden dient in
Katastrophenfällen als Kostendeckung zur Anschaffung von Sandsäcken und anderen Hilfsmitteln.
Hier erfolgt die Umlegung über die Hilfskostenstellen, da ein genauer Fahrzeugbezug nicht
herzustellen ist.


Kosten für Einsätze


Sollte bei längeren Einsätzen die Verpflegung der Kameraden sicher zu stellen sein, stehen hierfür
Mittel zur Verfügung. Die „zweckgebundenen“ Mittel sind daher den Einsatzkräften unter der
Rubrik einsatzbezogene Kosten zuzuordnen


Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit bei Brandsicherheitswachen


Diese Ausgabe steht in vollem Umfang den Einsatzkräften als Entschädigung für geleistete
Brandsicherheitswachen während verschiedener Veranstaltungen mit erhöhtem Sicherheitsbedarf
zur Verfügung. Dieser Ausgabe steht die Einnahme Entgelte für Dienstleistungen von
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verschiedenen Einzahlern (BSW) entgegen. Diese Kosten werden den Veranstaltern in Rechnung
gesetzt.


Einsatzbedingte Kosten – Einnahmen


Erstattung von Schadensfällen


Bei jedem Einsatz ist es möglich, dass Technik oder Personal der Feuerwehr zu Schaden kommt.
Sollte dies der Fall sein, so werden hier die Einnahmen dem entsprechenden Fahrzeug oder den
Einsatzkräften zugeordnet.


Gebühren für Leistungen der Feuerwehr


Die rechtlich zu erstattenden Kosten eines Verursachers wurden hier unter dem Gesichtspunkt der
„reinen“ Fahrzeug- und Einsatzkräftekosten ermittelt. Diese Aufschlüsselung basiert auf einer
dementsprechenden Auswertung der Kostenbescheide der letzen drei Jahre.


Transferaufwendungen – in Kalkulation nicht aufgeführt


Zuschüsse an die Ortswehren


Diese Ausgaben werden in der Kalkulation vollkommen ausgeklammert. Hieraus decken die
Wehren ihren Bedarf für das „gesellige Vereinsleben“, weshalb diese Ausgaben nicht
gebührenrelevant sind.
Ausnahme bildet, wie unter dem Absatz „Aufwendungen Freiwillige Feuerwehr Köthen und
Aufwendungen Jugendfeuerwehren“ dargelegt, der Zuschuss für die JFW, der sich aus den in der
Kalkulation zu berücksichtigenden Feuerschutzsteuermitteln ergibt.


Gebührenermittlung


Für die Gebührenermittlung werden alle im Vorfeld genannten Positionen addiert und gemäß dem
in der Einleitung erläuterten Schlüssel hinsichtlich der Vorhalte- und einsatzbezogenen Kosten ins
Verhältnis gesetzt. Die sich aus diesen zwei Betrachtungen heraus ergebenden Gebührensatz
werden pro Jahr gemäß ihrer Fahrzeuggruppen-Zugehörigkeit weiter zusammengefasst.


Hierbei spielt der sogenannte Gleichheitsgrundsatz eine wesentliche Rolle. Aus der Kalkulation
wird ersichtlich, dass vor allem unter den Vorhaltekosten große Differenzen zwischen den einzeln
aufgeführten Unterhaltungskosten der Fahrzeuge bestehen. Ermittelt man dann einen
Gebührensatz für jedes einzelne Fahrzeug, kann es passieren, dass zum Beispiel das Arensdorfer
Löschgruppenfahrzeug einen günstigeren Kostensatz hat als das Baasdorfer
Löschgruppenfahrzeug, obwohl beide einer Fahrzeuggruppe zuzuordnen sind. Aus diesem Grund
werden die Gebührensätze aus der Summe der Unterhaltungskosten einer Fahrzeuggruppe
ermittelt.


Es ergeben sich aus der vorliegenden Kalkulation folgende neue Kostensätze:
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Löschfahrzeuge


Löschgruppenfahrzeuge LF 8 / LF 16


Tragkraftspritzenfahrzeuge TSF


Tanklöschfahrzeuge TLF 16/25 / W 50


Hubrettungsfahrzeuge


Drehleiter mit Korb


Rüst- und Gerätefahrzeuge


Mehrzweckfahrzeug MZF


Rüstwagen RW


Sonstige Fahrzeuge


Barkas


Kommandowagen


Multicar


71,00 € / h


127,00 € / h


35,00 € / h


38,00 € / h


75,00 € / h


43,00 € / h


138,00 € / h


46,00 € / h


91,00 € / h


Die Kosten für den Barkas und den Multicar werden nicht an den Gebührenzahler weitergegeben.
Diese Fahrzeuge sind keine Einsatz-Feuerwehrfahrzeuge, nur Transportfahrzeuge für
Kleinmaterialien, die nicht im Zusammenhang mit Einsätzen stehen.


Aus der Berechnung ergeben sich weiter Kostensätze für die Einsatzkräfte, die Einsatzkraft
Brandsicherheitswache, die Jugendfeuerwehr und die Alterskameradschaft. Satzungsmäßiger
Kostenersatz wird letztendlich nur für die Einsatzkräfte und die Einsatzkraft Brandsicherheitswache
gefordert.
Zur Berechnung der Kosten für eine Einsatzkraft Brandsicherheitswache wurde von dem Prinzip
der Kostenteilung in Vorhaltekosten und einsatzbedingte Kosten bedingt abgewichen. Der Betrag,
welcher sich aus dem Bereich Vorhaltekosten (durch die pauschale einprozentige
Kostenermittlung – siehe letzter Abschnitt unter Einführung) zu ermitteln war, wird nicht durch die
Jahresstundenzahl geteilt, sondern unter Vornahme eines Übertrages in den Bereich der
einsatzbezogen Kosten übernommen und durch die tatsächlich geleisteten Einsatzstunden (hier:
ebenfalls ermittelt aus den letzten Jahren 2013-2015) geteilt. Grund hierfür ist zum Einen, dass
eine Brandsicherheitswache nicht vorgehalten wird, sondern ein oder zwei „Einsatzkräfte“ zwecks
Absicherung einer größeren Veranstaltung zur Brandsicherheitswache abgestellt werden. In
diesen Moment werden deren Vorhaltekosten automatisch in Einsatzkosten umgewandelt.
Zum Zweiten entstehen für die Gestellung einer Brandsicherheitswache – abgesehen von der
Aufwandsentschädigung und der daraus resultierenden Entgelt-Einnahme bzw. anteiligen
Personalkosten (Verwaltung) – keine tatsächlich einsatzbezogenen Kosten.


Es ergeben sich folgende neue Kostensätze:
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Personaleinsatz:


Einsatzkraft bei Einsatz


Einsatzkraft für Brandsicherheitswache


20,00 € / h


12,00 € / h


Der Gebührensatz für „Einsatzleiter“ wird zukünftig nicht mehr erhoben. Bisher lag die zu
erhebende Gebühr für einen Einsatzleiter bei 25,00 €/h; die einer Einsatzkraft bei 20,00 €/h.
Der jetzige Kostensatz für eine Einsatzkraft während eines Einsatzes wird 19,00 € betragen. Die
Ermittlung der Kosten für eine Führungskraft innerhalb eines Einsatzes ist jedoch kalkulatorisch
nicht möglich, da eine personelle Trennung der über 150 Kameraden der Stadtwehr Köthen
(Anhalt) in reine Einsatz- und Führungskraft nicht möglich ist und auch nicht kostenrelevant sein
kann.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 5-Erläuterungen zu BABs.pdf



2.6

1. Änderungssatzung zur Satzung der

Stadt Köthen (Anhalt) über die

Entschädigung der ehrenamtlich

Tätigen (Entschädigungssatzung)



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016060/3 

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Baasdorf

Sitzung am: 28.04.2016

TOP: 2.6

Amt: Amt 32 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016060/3

Az.: erstellt am: 06.04.2016

Betreff

1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Köthen (Anhalt) über die 
Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die 1. Änderungssatzung zur Satzung der 

Stadt Köthen (Anhalt) über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 

(Entschädigungssatzung) gemäß Anlage 1.

Gesetzliche Grundlagen:

§ 35 Abs. 2 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Mit der Neufassung der Kostensatzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 

(Feuerwehrkostensatzung) ist auch die erst kürzlich geänderte Satzung der Stadt Köthen 

(Anhalt) über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) noch 

einmal anzufassen und zu ändern.

Bisher erhielten die Kameraden für die Ableistung von Brandsicherheitswachen zuzüglich der 

Silvesterbereitschaft aufgrund der bisherigen Satzung über den Kostenersatz und die 

Erhebung von Gebühren für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Köthen (Anhalt) 

eine Aufwandsentschädigung für diese. Bei der Überarbeitung der Kostensatzung musste 

festgestellt werden, dass diese Aufwandsentschädigung nicht dorthin, sondern in die 

Entschädigungssatzung gehört. 

Gleichzeitig wurde bei der gedanklichen Überarbeitung an die Einsatzentschädigung der 

Kameraden, wie sie in anderen Kommunen auch üblich ist, gedacht. Die Stadt als 

Verantwortliche für den vorbeugenden und insbesondere auch für den abwehrenden 

Brandschutz bedient sich der Freiwilligen in den Ortswehren. Diese haben unter anderem einen 

Anspruch auf Ersatz von tatsächlich entstandenen Fahrtkosten und anderen Auslagen. Auf der 

Grundlage des § 35 Abs. 2 Satz 5 KVG LSA kann bei einer ehrenamtlichen Tätigkeit eine 

anlassbezogene Pauschale gewährt werden. Eine Rundverfügung des 

Landesverwaltungsamtes bestätigt dieses ausdrücklich für die Einsatzkräfte der Kameraden in 

den Freiwilligen Feuerwehren. Für die einsatzbezogene Entschädigung wird ein Betrag von 

5,00 € pro Einsatz unabhängig von der Einsatzdauer empfohlen.

Eine Umsetzung dieser Regelung, wie es zum Beispiel die Städte Haldensleben (zahlt einen 

Betrag in Höhe von 12,00 € pro Einsatz), Bernburg (zahlt 10,00 € pro Einsatz), der Stadt Thale 

(zahlt 5,00 € pro Einsatz) oder Zerbst (zahlt 7,00 € pro Einsatz) schon vollzogen haben, 

erfolgte bei der Stadt Köthen (Anhalt) bisher nicht. Die Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr 

Köthen (Anhalt) erhalten bisher für ihre ehrenamtliche Einsatztätigkeit keine Entschädigung. 

In Hinblick auf die bei uns als auch im gesamten Land vorhandene personelle Situation in den 

Feuerwehren wird die Zahlung einer einsatzbezogenen Aufwandsentschädigung als sehr 

unterstützend angesehen. Um dem vorhandenen und dem noch zu gewinnenden Personal den 

freiwilligen Dienst in der Feuerwehr ein wenig attraktiver zu gestalten, ist es angedacht, pro 

Einsatz jeden zum jeweiligen Einsatz gekommenen Kameraden (mit ausgerückten und in 

Bereitschaft im Gerätehaus verbliebenen Kameraden) eine Aufwandsentschädigung in Höhe 

von 5,00 € zu zahlen. Dieser Betrag deckt unter anderem die An- und Abfahrt und ist in 

gewisser Weise eine kleine Entschädigung für die Opferung der Freizeit rund um die Uhr im 

gesamten Jahr. § 35 Abs. 2 Satz 4 der KVG LSA verweist explizit darauf, dass diese 

Aufwandsentschädigung nicht den Zwecken der Haushaltskonsolidierung unterliegt.



Einer Hochrechnung der Jahre 2013 – 2015 zufolge ist eine jährliche Summe von aufgerundet 

13.500,00 € bereitzustellen, um die hier zu beschließende Aufwandsentschädigung

finanzieren zu können.

  












Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 Satzungstext Entschädigung.pdf
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